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Umbaupläne bei der Dienstpflicht

Den Zivildienst zertrümmern
oder gar Zwangsarbeit einführen?

Der Zivildienst ist seit seiner Einfüh-
rung vor gut 25 Jahren eine einmalige 
Erfolgsgeschichte. Doch das bringt ihm 
nicht nur Anerkennung, sondern auch 
erbitterte Gegnerschaft, die allerdings 
kaum offen auftritt. Es sind vor allem 
Lobbyisten des politisch-militärischen 
Komplexes, die mit allen möglichen 
Mitteln versuchen, das Erfolgsmodell 
Zivildienst zu beschädigen oder zu be-
erdigen.

/ Ruedi Tobler /

Noch vor zwei Jahren, im Juni 2020, 
scheiterte die Gegnerschaft in den Eid-
genössischen Räten, denn dem Zivil-
dienstverband Civiva 
war es mit geschickter 
Lobbyarbeit gelungen, in 
der Schlussabstimmung 
zu verhindern, dass eine 
Abbauvorlage durch-
kam. Schikanen auf Ver-
ordnungsebene hatten 
sich allerdings nicht ab-
wenden lassen und auch 
zu einem markanten 
Rückgang bei den Zu-
lassungen geführt. Doch 
das ist den GegnerInnen 
des Zivildienstes in Par-
lament und Verwaltung 
nicht genug. Sie be-

schwören seit Längerem eine Krise des 
Dienstpflichtsystems herauf mit Gefähr-
dung bis Unterdotierung der Bestände 
von Armee und Zivilschutz.

Vier Dienstpflicht-Varianten
Der für 2020 geplante Bericht zur 
«Alimentierung von Armee und Zivil-
schutz» wurde vom VBS zweigeteilt; 
der erste Teilbericht «Analyse und kurz- 
und mittelfristige Massnahmen» wurde 
am 30. Juni 2021 publiziert. Ausführlich 
damit auseinandergesetzt hat sich Nico-
la Goepfert in der FRIEDENSZEITUNG 
Nr. 38 vom September 2021.

Im Folgenden soll der im März er-
schienene Teilbericht «Möglichkeiten 

zur langfristigen Weiterentwicklung des 
Dienstpflichtsystems genauer unter-
sucht werden. Dabei lassen nicht nur 
Aussagen wie die folgende aufhorchen:

Aus heutiger Sicht ist ungewiss, ob die 
Bestände von Armee und Zivilschutz (...) 
auf Dauer gesichert werden können. Im 
Hinblick auf eine nachhaltige Sicherung 
der Bestände werden deshalb parallel zu 
den kurz- und mittelfristigen Arbeiten 
auch Überlegungen zu grundlegenden, 
langfristigen Anpassungen des Dienst-
pflichtsystems angestellt.
Im Bericht werden vier Varianten für eine 
Weiterentwicklung des heutigen Dienst-
pflichtsystems vorgestellt, die alle eine 

Revision der geltenden 
Rechtsbestimmungen auf 
Stufe Bundesverfassung 
erfordern. Zusätzlich zu 
den vier Varianten enthält 
der Bericht im Sinne einer 
punktuellen Anpassung 
des heutigen Systems – 
oder «Status quo plus» 
– die Einführung einer ob-
ligatorischen Teilnahme 
von Frauen am Orientie-
rungstag. Auch diese wür-
de eine Revision der Bun-
desverfassung erfordern.
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Die Varianten und der
«Status quo plus»
Die Variante «Sicherheitsdienstpflicht» 
sieht die Zusammenlegung des Zivil-
dienstes und des Zivilschutzes zu einem 
Katastrophenschutz vor, der die bishe-
rigen Aufgaben von Zivilschutz und Zi-
vildienst übernimmt. Die Dienstpflicht 
wird entweder in der Armee oder im Ka-
tastrophenschutz erfüllt, und es werden 
alle Diensttage effektiv geleistet. Bei der 
Zuteilung der Dienstpflichtigen hat die 
Armee Priorität, damit sie ihre Bestände 
sichern kann.
Die Variante «bedarfsorientierte Dienst-
pflicht» sieht eine Ausdehnung der 
Dienstpflicht auf Frauen vor. Es werden 
nur so viele Personen rekrutiert, wie für 
die Alimentierung der Bestände tatsäch-
lich gebraucht werden. Bestimmend für 
den Dienst in der Armee oder im Zivil-
schutz ist die Eignung der einzelnen 
Person.
Die Variante «Bürgerdienstpflicht ohne 
Wahlfreiheit» sieht auch eine Auswei-

tung der Dienstplicht auf Frauen vor. 
Im Gegensatz zur «bedarfsorientierten 
Dienstpflicht» leisten aber alle physisch 
und psychisch tauglichen Schweize-
rinnen und Schweizer Dienst. Bei der 
Zuteilung wird die Armee priorisiert, 
damit sie die nötigen Bestände sichern 
kann. Das Aufgabenspektrum der «Bür-
gerdienstpflicht» umfasst die heutigen 
Aufgaben von Armee, Zivilschutz und 
Zivildienst und damit auch Bereiche wie 
Gesundheit und Betreuung, Natur und 
Umwelt.
In der Variante «Bürgerdienstpflicht mit 
Wahlfreiheit» leisten ebenfalls alle phy-
sisch und psychisch tauglichen Schwei-
zer Frauen und Männer Dienst. Sie kön-
nen aber selber wählen, welche Art von 
Dienst sie leisten. Armee und Zivilschutz 
werden bei der Zuweisung nicht priori-
siert. Das Spektrum von Dienstleistun-
gen ist gegenüber der «Bürgerdienst-
pflicht ohne Wahlfreiheit» noch breiter.
Eine Möglichkeit, das bestehende 
Dienstpflichtsystem punktuell zu einem 
«Status quo plus» weiterzuentwickeln, 
ist eine obligatorische Teilnahme der 
Schweizer Frauen am Orientierungstag. 
Dadurch kann der Frauenanteil in der 
Armee gesteigert werden, was auch jen-
seits der Alimentierungsfrage ein gene-
relles Anliegen ist.

Explizite Abwertung des Zivildienstes
So weit die Darstellung der Varianten in 
der «Übersicht» des Berichts. Bei ihrer 
Beurteilung wird erstmals die Abwer-
tung des Zivildienstes als vorteilhaft be-
urteilt:

Die «Sicherheitsdienstpflicht» gewähr-
leistet die Rekrutierung und Alimen-
tierung für den Zivilschutz nachhaltig, 
weil im Katastrophenschutz Personen 
eingeteilt werden, die bisher Zivildienst 
leisteten.

Zugleich wird der Sinn der Ausweitung 
der Dienstpflicht über den Sicherheits-
bereich hinaus infrage gestellt:

Offen ist, inwiefern es sinnvoll ist, in der 
«Sicherheitsdienstpflicht» und der «be-
darfsorientierten Dienstpflicht» wesent-
lich mehr Diensttage als bisher effektiv 
zu leisten. (...) Mit den beiden Varian-
ten der «Bürgerdienstpflicht» wird die 
Anzahl zu leistender Diensttage ver-
doppelt. Damit werden insbesondere 
ausserhalb des Bereichs, der nach her-
kömmlicher Auffassung zur Sicherheit 
gehört, Kapazitäten geschaffen, für die 
der Bedarfsnachweis erst noch erbracht 
werden müsste, womit sich auch die 
Frage der Vereinbarkeit mit dem Kon-

kurrenzierungsverbot mit dem privaten 
Sektor stellt.
Gestützt auf diese Beurteilung hat der 
Bundesrat das VBS beauftragt, die bei-
den Varianten «Sicherheitsdienstpflicht» 
und «bedarfsorientierte Dienstpflicht» 
bis Ende 2024 vertieft zu prüfen. (...) Der 
Bundesrat hat das VBS weiter beauftragt, 
die Einführung eines obligatorischen 
Orientierungstags für Frauen gemäss 
«Status quo plus» vertieft zu prüfen und 
dem Bundesrat bis Ende 2024 zum Ent-
scheid vorzulegen. Ein solcher Schritt ist 
aus Sicht des Bundesrates in jedem Fall 
nützlich, um den Frauenanteil in der Ar-
mee zu erhöhen. 

So soll der Zivildienst beseitigt werden
Bis im Sommer sollen das VBS und das 
Departement Wirtschaft, Bildung und 
Forschung eine Vernehmlassungsvorla-
ge für eine Revision des Bevölkerungs- 
und Zivilschutzgesetzes, des Zivil-
dienstgesetzes und des Militärgesetzes 
ausarbeiten, die im Wesentlichen Fol-
gendes enthalten soll:

Militärdiensttaugliche sollen schutz-
dienstpflichtig werden, wenn sie am 
Ende der Rekrutenschule militärdienst-
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Editorial

Es ist kaum zu glauben. Der am 24. Februar 
begonnene Angriffskrieg Russlands gegen die 
Ukraine dauert nun bereits mehr als ein Vier-
teljahr – und ein Ende ist nicht abzusehen. Ein-
mal mehr bestätigt sich, dass ein Krieg zwar 
begonnen oder – wie hier – vom Zaune ge-
rissen werden kann, danach aber eine Eigen-
dynamik entwickelt und den Kriegsparteien 
seinen Stempel aufdrückt. Immerhin ist er 
bisher nicht bis zum Einsatz von Atomwaffen 
eskaliert, was aber nach wie vor nicht ausge-
schlossen werden kann.

Diese Entwicklung zeigt ein Versäumnis bzw. 
die Schwäche der Bewegungen gegen die 
atomare Aufrüstung. Es ist uns nicht gelun-
gen, die ‹offiziellen› Atomwaffenmächte, die 
sich mit dem Atomsperrvertrag selber diesen 
Status gegeben, aber zugleich zur atomaren 
Abrüstung verpflichtet haben, dazu zu brin-
gen, dies auch zu tun. Da dürfen wir gespannt 
sein, ob die mehrfach verschobene zehnte 
Überprüfungskonferenz des Non-Prolifera-
tions-Vertrags, die hoffentlich noch dieses 
Jahr stattfinden wird, ein Ergebnis bringen 
oder ob sie wie die letzte scheitern wird. Wel-
che Dynamik können da der Angriffskrieg 
Russlands und Putins mehrfache Drohungen 
mit einem Atomwaffeneinsatz auslösen? Und 
was wird die erste Überprüfungskonferenz des 
Atomwaffenverbotsvertrags, die vom 21. bis 
23. Juni in Wien stattfindet, bringen? Werden 
wir die Schweiz endlich dazu bringen können, 
auch dem Verbotsvertrag beizutreten? 

Erstaunlich ist, wie immer noch versucht 
wird, die Tatsachen zu verdrehen und den 
USA zumindest eine Mitschuld am Angriffs-
krieg Putins in die Schuhe zu schieben bzw. 
sie als eigentliche Verursacherin des Krieges 
hinzustellen. Dabei ist es offensichtlich, dass 
Putin nicht nur ein Kriegsverbrecher ist, son-
dern auch in Russland alle Freiheitsrechte 
unterdrücken lässt und verhindert, dass eine 
kritische Aufarbeitung der Geschichte der 
Sowjetunion und der Russischen Föderation 
stattfinden kann.

Als einzige Hoffnung bleibt, dass Putin mit 
dem Angriffskrieg gegen die Ukraine der-
massen das Rad überdreht hat, dass seine 
Stellung unhaltbar werden wird und er ab-
treten muss – hoffentlich bevor die Ukraine 
ganz in Schutt und Asche gelegt ist und ein 
grosser Teil der Welt in die grösste Hunger-
katastrophe seit Menschengedenken hinein-
schlittert. «Putin nach Den Haag» ist deshalb 
die Parole der Stunde!                         Ruedi Tobler

Das Ende von Putins Krieg 
ist nicht abzusehen

untauglich werden oder wenn sie bis 
zum 25. Altersjahr die Rekrutenschule 
noch nicht absolviert haben. Zivildienst-
pflichtige sollen verpflichtet werden 
können, einen Teil ihrer Dienstpflicht in 
Zivilschutzorganisationen mit dauern-
den Unterbeständen zu absolvieren. 
Gleichzeitig sollen eine Abweichung 
vom Wohnortsprinzip bei der Schutz-
diensterfüllung und die Einführung 
einer differenzierten Schutzdiensttaug-
lichkeit geprüft werden. Das Zivildienst-
gesetz sowie das Bevölkerungs- und 
Zivilschutzgesetz müssen für die Schaf-
fung des Katastrophenschutzes ver-
schmolzen werden.

Ersatzdienst
Sicherheitsdienstpflichtige, die auf-
grund ihrer Tauglichkeit und Eignung 
sowie des Bedarfs der Armee Militär-
dienst leisten müssen, dies aus Gewis-
sensgründen jedoch nicht tun können, 
werden dem Katastrophenschutz zu-
geteilt. Sie erbringen den Tatbeweis für 
ihre Gewissensgründe, indem sie 1,5-
mal länger dienen. Dies gilt auch bei 
einem Wechsel von der Armee in den 
Katastrophenschutz aus Gewissens-

gründen, der während der ganzen Mili-
tärdienstdauer möglich ist.
Darüber hinaus übernimmt der Ka-
tastrophenschutz alle Aufgaben, die 
bisher vom Zivildienst erfüllt wurden. 
Dazu gehören insbesondere Leistun-
gen im Gesundheits- und Sozialwesen, 
darüber hinaus auch im Schulwesen 
(Vorschulstufe bis Sekundarstufe II), im 
Umwelt- und Naturschutz, in der Land-
schaftspflege und im Wald, in der Land-
wirtschaft, in der Kulturgütererhaltung, 
in der Entwicklungszusammenarbeit 
und humanitären Hilfe sowie Einsätze in 
der Vorbeugung und Bewältigung von 
Katastrophen und Notlagen sowie der 
Regeneration nach solchen Ereignissen.

Es ist noch zu prüfen, ob die Einteilung 
einer solch grossen Zahl an Dienstpflich-
tigen in den Katastrophenschutz mit 
dem Zwangsarbeitsverbot vereinbar ist. 
Das hängt davon ab, wie gross der An-
teil Diensttage im Zusammenhang mit 
Katastrophen und Notlagen ist, und wie 
gross jener in den Bereichen Gesundheit/
Soziales und Umwelt/Natur. Das Bundes-
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amt für Justiz macht in einer Stellung-
nahme vom 23. August 2021 die Verein-
barkeit von der konkreten Ausgestaltung 
der Dienstpflicht abhängig. Bei der Fest-
legung der Leistungen ist zudem darauf 
zu achten, dass diese mit den Prinzipien 
von Arbeitsmarktneutralität und Wettbe-
werbsverbot übereinstimmen. 
Mit der Sicherheitsdienstpflicht und ins-
besondere der Einführung des Katastro-
phenschutzes kann das akute Rekrutie-
rungs- und Alimentierungsproblem des 
heutigen Zivilschutzes nachhaltig gelöst 
werden, da im Katastrophenschutz neu 
auch Personen eingeteilt und eingesetzt 
werden, die den zivilen Ersatzdienst im 
bisherigen, eigenständig organisierten 
Zivildienst leisteten. Ob das Alimentie-
rungsproblem der Armee gleichzeitig 
auch gelöst würde, hängt davon ab, wie 
sich die Abgänge in den zivilen Ersatz-
dienst im Katastrophenschutz entwi-
ckeln. Allenfalls müssten Anpassungen 
in den gesetzlichen Voraussetzungen für 
die Zulassung zum zivilen Ersatzdienst 
vorgenommen werden, der im Katastro-
phenschutz geleistet wird.

Nach diesen Vorstellungen verschwin-
det der Zivildienst als solcher; wer den 
Militärdienst verweigert, kommt in 
den Zivilschutz, muss aber zur Strafe 
für die Verweigerung anderthalbmal so 
lange Zivilschutzdienst leisten als jene, 
die nicht als tauglich für den Militär-
dienst erachtet worden sind. Und eine 
der grössten Stärken des heutigen Zivil-
dienstes verschwindet: Wer sich heute 
aktiv darum bemüht, kann den Zivil-
dienst nicht nur in einem ihm zusagen-
den Bereich ableisten, sondern auch in 
einem ausgewählten Betrieb, der die 
Zulassung für Anstellung von Zivis hat. 
Der Zivildienst in seiner heutigen Form 
soll verschwinden.

Dieses ungeniessbare Gericht ist 
allerdings noch nicht gegessen. Als 
Nächstes muss es eine Vernehmlassung 
überstehen. Dann kommt eine Gesetzes-
vorlage ins eidgenössische Parlament, 
und sollte sie das überstehen, wird mit 
Bestimmtheit eine Referendumsabstim-
mung kommen. Dazwischen finden im 
Herbst 2023 noch die eidgenössischen 
Wahlen statt, bei denen diese Monster-
vorlage auch zum Thema werden müss-
te. Es ist also davon auszugehen, dass 
erhebliche Arbeit auf die Zivildienstbe-
wegung zukommt.

Die Initiative für einen Service
citoyen ist lanciert
Nach jahrelangen Ankündigungen ist 
Ende April die Initiative «Service citoy-
en» lanciert worden. Jetzt muss das Ini-
tiativkomitee den Realitätstest bestehen. 
Nach dem Vorbild der GSoA hat es im 
Vorfeld Versprechen für Unterschriften 
und Geld gesammelt  – allerdings nicht 
mit vergleichbarem Erfolg. Mitte Mai 
erwähnte das Komitee im Rundbrief 
1300 gesammelte Unterschriften.

Noch ernüchternder muss für das 
Initiativkomitee der zweite Teil des Be-
richts zur Alimentierung von Armee und 
Zivilschutz sein. Er ist für die Bundes-
behörden die Gelegenheit, das Postulat 
von Ständerat Vonlanthen «Einführung 
eines Bürgerdienstes. Ein Mittel, um das 
Milizsystem zu stärken und neuen ge-
sellschaftlichen Herausforderungen zu 
begegnen?» zu beantworten. Das Fazit:

Eine Bürgerdienstpflicht (mit oder ohne 
freie Wahl der Dienstart) würde zudem 
Kapazitäten bereitstellen, für die der Be-
darf nicht nachgewiesen ist und die den 
Arbeitsmarkt in einzelnen Sektoren stark 
tangieren könnten. Die Arbeitsmarkt-
neutralität ist nicht gegeben, die Verein-
barkeit mit dem Zwangsarbeitsverbot 
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Montag, 20. Juni 2022
von 19.00 – 21.00 Uhr
an der Gartenhofstrasse 7 in Zürich

Nicola Goepfert
Der Geschäftsführer von Civiva informiert über

die Armee und die Zivilschutzbestände (Zivildienstleistende
im Zivilschutz) und die Zukunft der drei Dienstpflichtmodelle

(Volksinitiative Service citoyen).

Gegenwärtiger Zustand und
Zukunft des Dienstpflichtsystems 

Tram 14 ab Hauptbahnhof Zürich Richtung Triemli bis Station Werd
(eine Station nach Stauffacher, dann zweite Strasse rechts).

Wer virtuell dabeisein möchte, melde sich bitte unter info@friedensrat.ch
 bis zum 18. Juni 2022 an und erhält dann den Zugangscode.

gemäss Europäischer Menschenrechts-
konvention möglicherweise auch nicht. 
Dazu kommt, dass die volkswirtschaft-
lichen Kosten den Nutzen offenkundig 
erheblich übersteigen würden.
Der Bundesrat bestreitet nicht, dass ein 
verstärktes Engagement der Bürgerin-
nen und Bürger für das Gemeinwohl 
wünschbar ist und den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt stärken könnte. 
Er ist aber der Überzeugung, dass ein 
Bürgerdienst, wie er in diesem Bericht 
in zwei Varianten skizziert wurde, nicht 
der richtige Weg ist. Der Bundesrat be-
trachtet deshalb das Anliegen des Pos-
tulats als geprüft und beantragt seine 
Abschreibung.

Volkswirtschaftliche Mehrkosten
Mit der Bürgerdienstpflicht fallen rund 
7,75 Millionen Diensttage mehr an als 
im heutigen System; diese fehlen in 
der Folge in anderen Teilen der Volks-
wirtschaft. Von 47 Arbeitswochen zu 
5 Arbeitstagen ausgehend, ergibt dies 
ein Äquivalent von rund 33’000 Vollzeit-
stellen zu 235 Arbeitstagen. Bei einem 
Ansatz von 85’000 Franken pro Vollzeit-
stelle entspricht dies einem volkswirt-
schaftlichen Verlust von rund 2,8 Milliar-
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Marionna Schlatter ist Nationalrätin der Zürcher 
Grünen und Mitglied der Sicherheitspolitischen 
Kommission des Nationalrates. 

Der grausame Krieg in der Ukraine 
eint Europa: im Guten wie im Schlech-
ten. Im Guten zeigt sich, was Solidari-
tät bewirken kann, im Umgang mit den 
flüchtenden Menschen aus der Ukraine. 
Im Schlechten aber zeigt sich, wie der 
Unsicherheit mit Waffen begegnet wer-
den soll und Europa vor einer grossen 
Aufrüstungswelle steht. Aber Waffen 
provozieren, verstärken und verlängern 
Konflikte. Die Verbreitung von Waffen 
untergräbt die Suche nach friedvollen 
Lösungen.

Auch die Schweiz rüstet auf: Das 
Parlament wird in der Sommersession 
eine willkürliche Erhöhung des Armee-
budgets beschliessen. In einem blinden 
Rüstungsreflex will die Mehrheit Geld 
sprechen, ohne zu wissen, wofür. Sie will 
Geld ausgeben, ohne zu wissen, woher. 
Dies, obwohl die Trendumkehr schon 
lange passiert ist und das Schweizer 
Armeebudget schon seit Jahren steigt. 
Auch die europäischen Rüstungsaus-
gaben haben in den letzten 10 Jahren 
um 30 Prozent zugenommen, sind um 
das Vielfache höher als diejenigen Russ-
lands und haben doch keinen Krieg ver-
hindern können. 

Dieser Rüstungsreflex ist gefährlich. 
Denn man muss die Frage, was uns tat-
sächlich mehr Sicherheit bringt, offen 
diskutieren und darf sich nicht auf das 
militärische Sicherheitsversprechen ver
lassen. Wäre es doch nur so einfach, 
und einige Panzer mehr würden uns die 
gewünschte Sicherheit bringen. Lieber 
spricht man über die «Defizite der Ar-
mee» statt über die Abhängigkeiten, in 
die wir uns begeben haben, vor allem 
energiepolitisch. Der Abfluss von 10 Mil-
liarden Franken aus der Schweiz jährlich 
für fossile Energien, grösstenteils an au-
tokratische Staaten, wurde nicht mit der 
Sicherheitsdiskussion verknüpft. 

Wenn der Westen jahrzehntelang 
wegschaut, wohin dieses Energiegeld 
fliesst, trägt er auch eine Mitverantwor-
tung für die Krise der Menschenrechte 
und des Völkerrechts. Dabei ist die sta-
bile Ordnung unsere echte Sicherheits-
garantie. Der Westen bezahlt Putins 

Krieg in der Ukraine. Und die Schweiz 
steckt tief in der Sache drin: Als Ver-
mögensverwalterin der Oligarchen, als 
Handelsplatz für die russischen Rohstof-
fe. Dass die Aufrüstung von den Bürger-
lichen jetzt begründet wird damit, dass 
die Schweiz einen Beitrag leisten müsse 
an die Sicherheit in Europa, ist an Zynis-
mus kaum mehr zu überbieten. 

Die Antwort auf die Krise in der 
Ukraine muss die Stärkung des Völker-
rechts und der Menschenrechte sein; der 
Ausbau der Diplomatie und die Abrüs-
tung – auf beiden Seiten. Und die ernst-
hafte Auseinandersetzung damit, was 
unserem Kontinent dauerhaften Frieden 
bringt. Mit der Aufrüstung aber sub-
ventioniert man lieber weiterhin die Ge-
waltindustrie, die schmutzigste Industrie 
überhaupt, deren Produkte Zerstörung 
und Leid sind, begleitet von einem hoh-
len Versprechen für mehr Sicherheit. 
Die Aufrüstung verhindert Investitio-
nen in unverzichtbaren Umweltschutz 
oder auch in die soziale Gerechtigkeit, 
in die Demokratie, den Rechtsstaat und 
die Menschenrechte – Investitionen in 
genau diejenigen Werte, die Europa so 
lebenswert und attraktiv machen.

Die Kolumne von Marionna Schlatter

Auch unsere Waffen bringen
Europa keinen Frieden

den Franken in den anderen Teilen der 
Volkswirtschaft. Es ist fraglich, ob dieser 
Verlust durch den volkswirtschaftlichen 
Nutzen der Einsätze im Bürgerdienst 
kompensiert wird.
Die Dienstpflicht muss zudem einem 
real existierenden Bedarf entsprechen, 
der nicht anders gedeckt werden kann. 
Es wäre volkswirtschaftlich nicht vertret-
bar, ohne Not der Wirtschaft Personal zu 
entziehen, um es für Aufgaben einzuset-
zen, für welche es weniger qualifiziert 
ist als in seiner angestammten Tätigkeit. 
Der Bezug zum effektiven Bedarf grün-
det auf der Auffassung, dass der Staat 
seinen Bürgerinnen und Bürgern nur 
solche Pflichten auferlegen soll, die für 
die Gemeinschaft wirklich nötig sind. Je-
des Dienstpflichtsystem muss mit dem 
Zwangsarbeitsverbot gemäss Europäi-
scher Menschenrechtskonvention ver-
einbar sein. Darüber hinaus muss das 
Dienstpflichtsystem möglichst arbeits-
marktneutral sein: Private gewinnorien-
tierte Anbieter (und deren Angestellte) 
sollten nicht durch staatliche Angebote 
konkurrenziert werden.
Es wird oft angenommen, die Bürger-
dienstpflicht könnte insbesondere im 
Pflege- und Betreuungsbereich zu Entlas-
tung beitragen. Der Nutzen dieser Dienst-
leistung müsste jedoch gesellschaftlich 
höher eingestuft werden als die Abnei-
gung gegen neue und einschneidende 
staatliche Pflichten. Zudem muss das Be-
dürfnis nach Dienstpflichtigen für solche 
Aufgaben nicht mit anderen Mitteln ge-
deckt werden können, damit die Dienst-
leistung nicht als Zwangsarbeit betrach-
tet würde. Es bestehen auch Zweifel, ob 
Dienstpflichtige mit ihrem Hintergrund, 
ihrer Ausbildung und Erfahrung den An-
forderungen von Einsatzbetrieben ent-
sprechen können.
Kann mit Dienstpflichtigen ein wir-
kungsvoller Beitrag geleistet werden, 
stellt sich wiederum die Frage der 
Arbeitsmarktneutralität, weil Dienst-
pflichtige andere unqualifizierte oder 
tief qualifizierte Arbeitskräfte zumindest 
teilweise verdrängen. Diese Frage hat 
sich bisher nur im Zivildienst gestellt. 
Mit einer substanziellen Erhöhung der 
eingesetzten Personen in diesen Berei-
chen gewinnt sie an Bedeutung.
Damit verbunden ist auch die Frage 
nach der volkswirtschaftlichen Sinnhaf-
tigkeit. Es erscheint nicht sinnvoll, ohne 
Not Personal der Wirtschaft zu entzie-
hen, um es für Aufgaben einzusetzen, 
für welche es weniger qualifiziert ist als 
in seiner angestammten Tätigkeit.
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Der Krieg gegen die Ukraine und die UNO

Die Destabilisierung
der Atomwaffenkontrolle

Man könnte fast meinen, der russische 
Präsident Wladimir Putin – bis zum 
Ende des Kalten Krieges 1989 Statthal-
ter des sowjetischen Geheimdienstes 
KGB im ostdeutschen Dresden – agie-
re inzwischen insgeheim als Agent der 
Nato. Denn was Putin bereits in den ers-
ten drei Monaten seines Krieges erreicht 
hat, ist gemessen an all seinen scharfen 
kritischen Äusserungen der letzten Jah-
re zur Nato und ihrer Osterweiterung 
völlig kontraproduktiv: Die Nato steht 
inzwischen so geschlossen da wie in 
den über 20 Jahren seit ihrem Luftkrieg 
gegen Serbien im Jahr 1999 nicht mehr.

Die Führungsrolle der USA und ihre 
Funktion als atomare Schutzmacht der 
Allianz, die nicht nur in den vier Jahren 
der Präsidentschaft von Donald Trump 
bei den europäischen Verbündeten in 
erhebliche Zweifel geraten waren, sind 
wieder unhinterfragt. Vergessen ist, 
dass Frankreichs Präsident Emanuelle 
Macron die Nato Ende 2019 als «hirn-
tot» kritisiert hatte. Die beiden seit 1945 
bewusst neutralen, blockunabhängigen 
Staaten Finnland und Schweden haben 
bei der Nato die Mitgliedschaft bean-
tragt. Denn aus der Minderheit in den 
Bevölkerungen und den politischen 
Parteien beider Länder, die auch schon 
früher einen Beitritt ihres Landes zu der 
Militärallianz befürworteten, wurde seit 
Beginn des Ukrainekrieges am 24. Fe-
bruar 2022 eine Mehrheit. Der Beitritt 
wird noch im Laufe dieses Jahres erfol-
gen.

Schweiz: Noch enger an die Nato?
Auch in der historisch noch stärker als 
Finnland und Schweden auf ihre Neu
tralität bedachten Schweiz mehren sich 
die Stimmen, die die bereits seit den 
1950er-Jahren bestehenden «inoffiziel-
len» und «informellen» Kontakte, Ab-
sprachen und Kooperationen mit der 
Nato beziehungsweise mit einzelnen 
Nato-Staaten jetzt intensivieren wollen. 
Verteidigungsministerin Viola Amherd 
verhandelte in der ersten Maihälfte bei 
einem Besuch in den USA mit ihrer dor-
tigen Amtskollegin Kathleen Hicks über 
etwaige «Möglichkeiten einer noch en-
geren sicherheitspolitischen Zusam-
menarbeit».

Nach ihrer Rückkehr aus Washington 
stellte Amherd zudem eine intensivere 
Kooperation der Schweiz mit der Nato 
in Aussicht. Man strebe «neue Formen 
der Zusammenarbeit» an; dazu lasse 
die eidgenössische Neutralität immer 
noch «einen gewissen Handlungsspiel-
raum». Berichten zufolge sind zum 
Beispiel regelmässige Treffen nicht nur 
von PolitikerInnen, sondern auch von 
militärischen Befehlshabern beider Sei-
ten im Gespräch. Ein offizieller Bericht, 
der konkrete Optionen für die verstärk-
te Zusammenarbeit vorschlägt, soll bis 
Ende September vorgelegt werden.

Vom «Hirntod» zum «stärksten Vertei-
digungsbündnis der Weltgeschichte»
Lediglich ein formeller Beitritt der 
Schweiz zur Nato gilt als mit der Neutra-
lität unvereinbar und daher – zumindest 
vorläufig – als ausgeschlossen. Bevöl-
kerungsumfragen zeigen, dass der Uk-
rainekrieg sowie die Berichterstattung 
über ihn – ähnlich wie in Finnland und 
in Schweden – die Zustimmung zu einer 
engeren Kooperation mit der Nato von 
einem langfristigen Durchschnitt von 37 
Prozent auf jetzt 56 Prozent in die Höhe 
schnellen liessen. Sogar ein Nato-Bei-
tritt, den vor Beginn des Ukrainekrieges 
nur 21 Prozent befürworteten, würde 
nach diesen Umfragen von 33 Prozent 
der Schweizer Bevölkerung gebilligt.

US-Präsident Joe Biden erklärte Mit-
te Mai in Washington bei einer gemein-
samen Pressekonferenz mit Schwedens 
Regierungschefin Magdalena Anders-
son und dem finnischen Präsidenten 
Sauli Niinistö, der von ihm «mit Stolz 
unterstützte Beitritt» der beiden skan-
dinavischen Länder zur Nato werde 
das «stärkste und mächtigste Verteidi-
gungsbündnis der Weltgeschichte noch 
weiter stärken». 

Schwächung der UNO
Zugleich wird dieser Beitritt aber auch 
die UNO schwächen. Denn die neutra-
len blockunabhängigen Staaten Schwe-
den und Finnland gehörten bislang zu 

Putin-Russlands Krieg gegen die Uk-
raine geht weiter. Ein Ende ist nicht ab-
sehbar. Schon jetzt hat der Krieg über 
die unmittelbaren Opfer und Zerstö-
rungen in der Ukraine hinaus vier zum 
Teil miteinander verbundene sehr ne-
gative Auswirkungen:
– Das anachronistische Militärbündnis 
der Nato ist deutlich erstarkt. 
– Das internationale Regime zur Kon-

trolle von Atomwaffen wurde auf ge-
fährliche Weise geschwächt. 
– Die schon vor dem Krieg sehr gerin-
gen Aussichten auf eine verbesserte 
Handlungsfähigkeit der UNO und die 
überfällige Reform ihres Sicherheits-
rates sind noch schlechter geworden.
– Im Globalen Süden drohen die gröss-
te Ernährungskrise und Hungerkata
strophe seit Ende des Kalten Krieges.

/ Andreas Zumach /
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den politisch profiliertesten und finan-
ziell engagiertesten Mitgliedern der 
UNO. Sowohl im Bereich der humani-
tären Hilfe und bei der Unterstützung 
des UNO-Hochkommissariats, bei den 
Abrüstungs- und den Rüstungskontroll-
verhandlungen wie auch mit ihrer Be-
teiligung an UNO-Blauhelmeinsätzen. 
Schweden sowie, in etwas geringerem 
Masse, Finnland sind auch die einzigen 
UNO-Staaten, die die Resolution 1325 
des Sicherheitsrates vom Oktober 2000 
zu «Frauen, Frieden und Sicherheit» so-
wohl in ihren eigenen Streitkräften wie 
auch bei ihrem Handeln im Rahmen von 
UNO-Missionen zumindest weitgehend 
umgesetzt haben.

Wesentliche Elemente dieser Reso-
lution sind der besondere Schutz von 
Frauen und Mädchen in Kriegsgebieten 
sowie die Stärkung der Teilhabe von 
Frauen an politischen Prozessen und 
Institutionen bei der Bewältigung und 
Verhütung von Konflikten. Frauen sind 
dabei nicht nur Opfer, sondern sie über-
nehmen die Rolle aktiver Akteurinnen 
in friedensschaffenden Prozessen der 
Nachkriegsgesellschaften. Es besteht 
die Gefahr, dass dieses unabhängige 
und eigenständige Profil Finnlands und 
Schwedens nach ihrer Einbindung in die 

Nato immer mehr abgeschliffen wird 
und dass die beiden Staaten in ihrem 
Handeln und bei ihren künftigen Bei-
trägen zu UNO-Missionen unter den 
Druck der Bündnistreue und der militä-
richen Logik der Nato geraten.

Schwächung der Blauhelmtruppen
Damit dürften auch die Stimmen noch 
schwächer werden, die bislang dafür plä-
dieren, dass die UNO endlich eine eige-
ne ständige Blauhelmtruppe oder zu-
mindest robuste Polizeiverbände erhält, 
um eventuell notwendige Einsätze zur 
Verhinderung / Beendigung von Völker-
mord und anderen schweren Menschen-
rechtsverletzungen oder zur Bewah-
rung / Wiederherstellung des Friedens 
und der internationalen Sicherheit auch 
eigenständig durchführen zu können.

Denn nur eine solche UNO-Trup-
pe, deren Einsätze am besten nicht vom 
Sicherheitsrat beschlossen würden, son-
dern von einer qualifizierten Mehrheit 
der Generalversammlung, hätte dann 
auch die erforderliche internationale 
Legitimität. Doch statt dieser seit Lan-
gem überfälligen Massnahme zur UNO-
Reform wird die – angeblich alternativ-
lose – Rolle der Nato und ihr Image als 
einziger handlungsfähiger militärischer 

Akteur, auf den die UNO im Bedarfsfall 
angewiesen sei, weiter befestigt.

UNO-Sicherheitsrat: völlig
unzureichendes Reförmchen
Auch die notwendigen Reformen des 
Sicherheitsrates, die seit Langem von 
einer sehr grossen Mehrheit der 193 
Mitgliedsländer gefordert werden, ist 
infolge von Putin-Russlands Ukraine-
krieg in noch weitere Ferne gerückt. 
Zwar gelang Ende April ein kleines Re-
förmchen: Die Generalversammlung 
verabschiedete unter dem Eindruck des 
Vetos, mit dem die Regierung Putin am 
24. Februar im Sicherheitsrat die Ver-
urteilung ihres Überfalls auf die Ukraine 
verhindert hatte, einen bereits vor zwei 
Jahren von Liechtenstein eingebrach-
ten Vorschlag zur Schaffung von mehr 
Transparenz. Nach diesem Vorschlag 
sollen die fünf ständigen Ratsmitglieder 
künftig ein von ihnen eingelegtes Veto 
innerhalb von zehn Tagen vor der Ge-
neralversammlung öffentlich erklären. 
Diese hätte dann die Möglichkeit, über 
das Veto zu debattieren sowie eventuell 
eine zu diesem Veto konträre Resolution 
zu verabschieden.
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Die Schweiz und 82 weitere Staaten 
unterstützten den Resolutionsentwurf 
Liechtensteins, darunter auch die USA. 
Von Frankreich und Grossbritannien 
kam keine offizielle Unterstützung, aber 
auch kein Widerspruch. Russland und 
China hielten sich bedeckt. Wie diese 
vier ständigen Mitglieder abgestimmt 
hätten, blieb schliesslich offen. Denn an-
gesichts der grossen Zahl von insgesamt 
84 Einbringern des Resolutionsentwurfs 
wurde dieser nur per Akklamation, ohne 
formale, namentliche Abstimmung, ver-
abschiedet. Ohnehin ist die Resolution 
– wie alle Resolutionen der General-
versammlung – unverbindlich, sodass 
sich die fünf ständigen Vetomächte im 
Ernstfall nicht daran halten müssen.

Neue UNO-Regelung erfolgreicher? 
Kommt hinzu, dass diese neue Regelung 
nur greift, wenn tatsächlich bei einer for-
malen Abstimmung im Sicherheitsrat ein 
Resolutionsentwurf per Veto verhindert 
wurde. Hätte diese Regel schon in den 
letzten Jahren bestanden, wäre in in ers-
ter Linie Russland unter Erklärungsdruck 
vor der Generalversammlung geraten – 
allein schon wegen der sieben Vetos ge-
gen Resolutionsentwürfe zum Syrienkon-
flikt seit 2012. Die – im Ergebnis ebenso 
‹erfolgreiche› – Praxis der USA war es 
bislang eher, bereits bei den informellen 
Sondierungen unter den Ratsmitgliedern 
über eine etwaige Resolution durch die 
Androhung eines Vetos zu verhindern, 
dass es überhaupt zu einer formalen Ab-
stimmung im Sicherheitsrat kommt.

Aber in der Substanz hat die von 
Liechtenstein initiierte neue Transpa-
renzregel die ungerechten und historisch 
überholten Machtverhältnisse innerhalb 
der UNO und insbesondere im Sicher-
heitsrat nicht verändert. Gut möglich 
allerdings, dass diese neue Regel in den 
kommenden Jahren häufiger zur Anwen-
dung kommt. Denn infolge des Ukraine-
krieges – wie auch immer er militärisch 
ausgeht – wird sich die Konfrontation 
der letzten Jahre zwischen Russland und 
den drei westlichen Vetomächten und 
Nato-Mitgliedern USA, Frankreich und 
Grossbritannien kurz- und mittelfristig 
noch verschärfen und damit auch die 
Blockade des obersten UNO-Gremiums.

Die neue Rolle Chinas in der UNO
Wie sich China in dieser Konstellation 
künftig verhalten wird, ist zwar noch 
offen. Und darüber wird auch in Peking 

noch beraten. Infolge des Ukrainekrie-
ges ist die Wahrscheinlichkeit, dass es 
im Sicherheitsrat auf längere Sicht bei 
einer Frontstellung zwischen den drei 
westlichen Vetomächten und einem 
Bündnis zwischen Russland und China 
bleibt, jedoch gestiegen. Selbst wenn die 
Interessen Chinas an guten Beziehun-
gen zu den wichtigsten Handelspart-
nern und Absatzmärkten USA und EU 
dem entgegenstehen sollten.

Die Befürworter der Konfrontation 
in Peking werden wiederum bestärkt 
durch die Bestrebungen der Biden-Ad-
ministration, nicht nur die europäischen 
Nato-Partner für ein gemeinsames 
Vorgehen gegen China zu gewinnen, 
sondern auch grosse Staaten des asia-
tisch-pazifischen Raums (Indien, Ja-
pan, Australien, Südkorea, Indonesien 
u.a.) in ein antichinesisches Bündnis 
einzubinden und durch Assoziations-
abkommen mit der Nato zu verbinden. 
Bestrebungen, die bei Präsident Bidens 
erster Asienreise Mitte Mai im Vorder-
grund standen. Und die Stimmen, die in 
Washington bislang dafür plädiert hat-
ten, Russland als Bündnispartner gegen 
den globalen Hauptrivalen China zu ge-
winnen statt auf die Spaltung zwischen 
Russland und der EU zu setzen, sind 
durch den Ukrainekrieg zunächst ein-
mal völlig in die Defensive geraten.

Destabilisierung der
Atomwaffenkontrolle
Der Krieg könnte auch dazu führen, dass 
der letzte Konsens, der zwischen den 
fünf ständigen Mächten des Sicherheits-
rates (P5) bislang noch herrschte, zerbrö-
selt. Bei dem Versuch, die weitere Ver-
breitung von Atomwaffen zu verhindern, 
zogen die P5 in den letzten 50 Jahren seit 
Verabschiedung des Vertrages zur Nicht-
verbreitung von Atomwaffen (Treaty on 
the Non-Proliferation of Nuclear Wea-
pons, NPT) immer am selben Ende des 
selben Stricks. Das galt zuletzt sowohl für 
die Verhandlungen mit Teheran zur Ret-
tung des Abkommen über das iranische 
Nuklearprogramm wie für das Handeln 
gegenüber den Atomwaffenbestrebun-
gen Nordkoreas.

Und auch gegenüber den ‹restlichen› 
184 Vertragsstaaten des NPT vertei-
digten die fünf offiziellen Atomwaffen-
mächte ihr fragwürdiges Privileg und 
ihren Unwillen zur – im NPT zugesag-
ten – Abrüstung ihrer Arsenale stets 
geschlossen. Einig waren sich die P5 
auch in der Ablehnung des UNO-Ab-
kommens zum Verbot von Atomwaffen, 

das die Generalversammlung 2017 be-
schlossen hatte.

Iran: gemeinsame Front bröckelt
Doch die gemeinsame Front könnte 
jetzt bröckeln. Einige Beobachter der 
Verhandlungen mit Iran befürchten, 
dass die Regierung Putin aus der ge-
meinsamen Haltung gegenüber Teheran 
ausscheren könnte – und sei es zunächst 
auch nur aus ‹sachfremden› Gründen: 
Bereits im März hatte Russlands Aus-
senminister Sergey Lavrow bei den Ver-
handlungen in Wien Ausnahmeregeln 
gefordert für die von den USA und der 
EU nach dem Überfall auf die Ukraine 
verhängten Wirtschaftssanktionen, da-
mit diese nicht den Handel zwischen 
Russland und Iran behindern.

Möglich ist auch, dass die iranische 
Regierung das Interesse an der Wieder-
belebung des Nuklearabkommens und 
der damit verbundenen Aufhebung der 
US-Sanktionen gegen Iran verlieren 
könnte. Denn aufgrund der deutlich ge-
stiegenen Weltmarktpreise für Öl und 
Gas verdient Iran inzwischen vor allem 
durch die gesteigerten Exporte nach 
China wieder sehr viel Geld aus dem 
Verkauf fossiler Energien. Auch Russ-
land hat ein Interesse daran, dass die 
Weltmarktpreise für Öl und Gas mög-
lichst hoch bleiben. Sollte das Iran-Ab-
kommen endgültig scheitern, ist ein 
militärisches Vorgehen der USA, Israels 
und Saudiarabiens gegen Iran ebenso 
zu befürchten wie ein Rüstungswett-
lauf mit Massenvernichtungswaffen im 
Nahen und Mittleren Osten unter Be-
teiligung von Ländern wie Saudiarabien, 
Türkei, Ägyten, Israel und Iran.

Nicht die erste Atomwaffendrohung 
Doch selbst wenn dieses Szenario nicht 
eintritt und die P5 mit Blick auf Iran und 
auch auf Nordkorea bei ihrer bisherigen 
gemeinsamen Linie bleiben sollten: Der 
Ukrainekrieg – auch wenn er nicht, wie 
manche befürchten, nuklear eskaliert – 
beeinflusst und verändert die Wahrneh-
mung von Atomwaffen in einer Weise, 
die im Ergebnis wahrscheinlich zu grös-
seren Instabilitäten und Risiken führen 
werden. Zum Einen hat die Regierung 
Putin ziemlich unverhohlen mit dem 
Einsatz atomarer Waffen gedroht. An-
ders als in zahlreichen Politikeräusse-
rungen und Medienberichten behauptet 
wird, ist das zwar keineswegs das erste 
Mal, dass eines der fünf ständigen Mit-
gliedsstaaten des UNO-Sicherheitsrates 
eine derartige Drohung ausspricht.
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Vor ihrem völkerrechtlichen Krieg der 
USA gegen Irak im Frühjahr 2003 droh-
ten sowohl Präsident George Bush wie 
Pentagonchef Donald Rumsfeld dem 
irakischen Diktator Saddam Hussein 
öffentlich mit dem Einsatz von Atom-
waffen. Und zwar nicht nur für den 
Fall, dass Hussein seinerseits die von 
Washington damals zur Kriegsrechtfer-
tigung behaupteten, aber gar nicht exis-
tenten irakischen Massenvernichtungs-
waffen einsetzt.

Rumsfeld drohte auch ausdrücklich 
den Einsatz von US-Atomwaffen zur 
Zerstörung unterirdischer Bunker im 
Irak an. Der am Krieg beteiligte briti-
sche Premierminister Tony Blair machte 
sich diese Drohungen der Bush-Admi-
nistration zu eigen. Und im Irakkrieg 
vom Frühjahr 1991 liess die damalige 
Administration von Georg Bush senior 
Saddam Hussein nicht-öffentlich wis-
sen, dass auf den US-Kriegsschiffen im 
Persischen Golf Atomwaffen stationiert 
seien. Schliesslich drohte US-Präsident 
Donald Trump im September 2016 in 

seiner Rede vor der UNO-Vollversamm-
lung in New York Nordkorea mit dem 
«atomaren Feuertod».

Atomwaffen sind kein Instrument
der Abschreckung mehr 
Putins aktuelle Drohung hat allerdings 
weitreichendere Folgen: 
Erstens: Nach dem Ende des Kalten 
Krieges hatte die Sowjetunion und dann 
auch Russland auf die bis dato in der 
Nuklearstrategie enthaltene Optionen 
verzichtet, in einem bewaffneten Kon-
flikt als Erster Atomwaffen einzusetzen 
sowie Atomwaffen gegen ein nicht-ato-
mares Land einzusetzen. Die Nuklear-
strategie der Nato hingegen sieht diese 
beiden Optionen bis heute vor. Mit sei-
ner Drohung zum Atomwaffeneinsatz 
– sei es mit «strategischen Streitkräf-
ten» gegen die USA oder mit taktischen 
Atomwaffen gegen Ziele in der Ukraine 
– hat Putin Moskaus Verzichterklärun-
gen praktisch obsolet gemacht.

Zweitens: Putin kann seinen kon-
ventionellen Krieg gegen die Ukraine 

nur deshalb weiterführen, weil er mit 
dem Atomwaffeneinsatz droht. Damit 
verhindert er jegliches direkte, über 
Waffenlieferungen an die Ukraine hi-
nausgehende Eingreifen der Nato oder 
anderer dritter Staaten – und sei es auch 
nur die Schaffung einer Flugverbots-
zone. Die Nato müsste bei einem Ein-
greifen nicht nur den Einsatz russischer 
Atomwaffen befürchten, sondern sie 
weiss, dass sie dann auch selber schnell 
unter den Eskalationsdruck ihrer eige-
nen Militärstrategie zum Einsatz von 
Atomwaffen geraten würde. 

Im Gegenssatz zu allen offiziellen 
sicherheitspolitischen Doktrinen zeigt 
dieser Krieg also, dass Atomwaffen kein 
funktionierendes Instrument zur Ab-
schreckung von Kriegen sind, sondern 
dass sie fortgesetzte Führung eines kon-
ventionellen Angriffskrieges erst er-
möglichen. Die Atomwaffen Russlands 
sind im Ukrainekrieg also indirekte 
Kriegsführungswaffen, die Atomwaffen 
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der Nato jedoch untaugliche Instrumen-
te zur Verhinderung oder Beendigung 
des Krieges. Damit ist dieser Krieg ein 
schlagendes Instrument für die Forde-
rung nach weltweiter Abschaffung von 
Atomwaffen und dem Beitritt zu dem 
UNO-Verbotsabkommen.

Modernisierung statt Abschaffung
Drittens: Tatsächlich geschieht jedoch 
das genaue Gegenteil. Die USA und ihre 
Nato-Verbündeten instrumentalisieren 
den Ukrainekrieg zur Bekräftigung ihrer 
Atomwaffenpolitik und zur beschleu-
nigten Durchführung der «Modernisie-
rung» und Aufrüstung ihrer atomaren 
Potenziale. Deutlichstes Beispiel hierfür 
ist Deutschland, wo alle noch vor dem 
Krieg geführten kritischen Diskussionen 
zur sogenannten «nuklearen Teilhabe» 
des Landes verstummt sind. Stattdessen 
wird die Beschaffung neuer US-Kampf-
flugzeuge für die Bundesluftwaffe zum 
künftigen Einsatz der in Büchel statio-
nierten und derweil modernisierten US-
Atombomben jetzt im Eiltempo und mit 
Sonderhaushaltsmitteln durchgezogen.

Auch auf russischer Seite geht die 
‹Modernisierung› und Aufrüstung der 
atomaren Waffenarsenale weiter. Die 
von Putin Anfang 2018 angekündigte 
und inzwischen in ersten Exemplaren 
an die russische Luftwaffe ausgelieferten 
Hyperschallraketen vom Typ Kinschal 
(Dolch) können laut einer Mitteilung des 
Militärministeriums in Moskau auch mit 
Atomsprengköpfen bestückt werden. Sie 
sollen nach ihrem Abschuss von einem 
MIG-31-Kampfflugzeug mit 12’350 Stun-
denkilometern die sechsfache Schallge-
schwindigkeit erreichen und Ziele in bis 
zu 2000 Kilometer Entfernung zerstören 
können mit einer Zielungenauigkeit von 
maximal einem Meter.

Zudem sind sie sehr manövrierfä-
hig, können ihren Kurs noch im Flug 
verändern und damit auch mobile Zie-
le treffen. Seit Beginn des Krieges hat 
Russland bis Mitte Mai nach eigener 
Darstellung bereits mehrfach (nach 
Angaben des Pentagon «zehn bis zwölf 
Mal») mit konventionellen Sprengköp-
fen bestückte ‹Kinschal›-Raketen ein-
gesetzt. Zumeist gegen ukrainische Mi-
litäranlagen und unterirdische Bunker.

Hyperschallraketen destabilisieren 
Offensichtlich in Reaktion auf diese 
Einsätze gab das Kommando der US-
amerikanischen Luftwaffe am 17. Mai 

den «erfolgreichen Test» einer neu ent-
wickelten US-amerikanischen Hyper-
schnellrakete vor der kalifornischen 
Küste bekannt. Auch diese Rakete mit 
der Typenbezeichnung AGM-183A Ra-
pid Response Weapon (ARRW) kann 
mit Atomsprengköpfen bestückt wer-
den. «Wir tun alles, was wir können, um 
diese bahnbrechende Waffe so schnell 
wie möglich für den Kampfeinsatz be-
reitzustellen», teilte das Luftwaffenkom-
mando mit.

Die neue Hyperschallrakete erweite-
re die Fähigkeiten der US-Streitkäfte für 
Präzisionsschläge. Mit dem erfolgreichen 
Test habe die US-Luftwaffe «Geschichte 
gemacht». Durch die Ausrüstung der 
russischen und der US-amerikanischen 
Luftstreitkräfte mit Hyperschallraketen, 
die aufgrund ihrer technischen Fähig-
keiten die Vorwarnzeiten für den Geg-
ner und seine Möglichkeit zur Abwehr 
gegen Null reduzieren, wird das System 
der gegenseitigen Abschreckung auf ge-
fährliche Weise destabilisiert.

Schwächung der atomaren
Nonproliferation 
Viertens: Putin-Russlands Krieg gegen 
die Ukraine schwächt die politische 
Bindekraft des NPT ebenso wie der 
US-amerikanisch/britische Krieg gegen 
Irak im Jahr 2003. «Hätte Saddam Hus-
sein tatsächlich atomare Massenver-
nichtungswaffen gehabt, wie ihm von 
Washington und London zu Unrecht 
vorgeworfen wurde, dann wäre der Irak 
nicht angegriffen und er nicht gestürzt 
worden.» Diese Schlussfolgerung wurde 
damals in vielen Hauptstädten vor allem 
im Globalen Süden aus dem Irakkrieg 
gezogen, aber auch in so manchen frie-
dens- und sicherheitspolitischen Debat-
ten in westlichen Ländern.

Damit wurden Zweifel genährt am 
NPT und die Meinung befördert, die 
Beschaffung von Atomwaffen sei die 
einzig verlässliche Versicherung für ein 
Land gegen einen Angriff von aussen. 
Derselbe Effekt ist auch infolge des Uk-
rainekrieges zu beobachten. Der ukrai-
nische Präsdident Wolodimir Selenski 
leistet diesen Zweifeln und Meinungen 
Vorschub mit seiner Behauptung, die 
Ukraine wäre nicht angegriffen worden, 
wenn sie sich 1994 nicht auf das jetzt 
von Russland verletzte Budapester Me-
morandum eingelassen hätte.

Die Ukraine hatte nie eine atomare
Abschreckungskapazität 
Doch diese auch von vielen westlichen 

Fortsetzung von Seite 9 PolitikerInnen und Medien verbreitete 
Behauptung ist eine Legende. Richtig ist: 
Mit dem Budapester Memorandum ver-
zichtete die Ukraine (ebenso wie Belarus 
und Kasachstan) im Gegenzug zu Ga-
rantien Russlands, der USA und Gross-
britanniens für ihre staatliche Souverä-
nität und die Sicherheit ihrer Grenzen 
zwar auf die Atomwaffen, die noch aus 
Zeiten der Sowjetunion auf ihrem Ter-
ritorium lagerten. Doch die operative 
Kontrolle und Verfügungsgewalt zum 
Einsatz dieser Atomwaffen (auch jener 
auf den Territorien von Belarus und Ka-
sachstan) lag immer in Moskau. 

Die Ukraine hatte niemals eine ato-
mare Abschreckungskapazität, auf die 
sie mit dem Budapester Memorandum 
verzichtet hätte und die sie ohne diesen 
Verzicht heute vor dem Überfall Russ-
lands bewahrt hätte. Im Übrigen war das 
vorrangige Interesse der Regierungen in 
Washington, London und Moskau an der 
Vereinbarung des Budapester Memoran-
dums nicht, drei neue Atomwaffenstaa-
ten zu verhindern, sondern die Sorge, die 
Sprengköpfe oder atomares Spaltmateri-
al könnten aus den drei ex-sowjetischen 
Republiken in Drittländer gelangen oder 
in die Hände von Terroristen oder ande-
rer nicht-staatlicher Gewaltakteure.

Globale Hungerkrise droht
Über die beschriebenen schädlichen 
Auswirkungen von Putin-Russlands 
Krieg gegen die Ukraine hinaus wird 
dieser Krieg möglicherweise im Globa-
len Süden zu einer der grössten Ernäh-
rungskrisen und Hungerkatastrophen 
mindestens seit Ende des Kalten Krie-
ges. Mit Opfern, die anzahlmässig jene 
in der Ukraine durch den russischen 
Angriff unmittelbar getöteten und ver-
wundeten Zivilisten und Soldaten weit 
übertreffen könnte.

Schon jetzt ist absehbar, dass Staaten 
wie zum Beispiel Ägypten, deren Ver-
sorgung mit Weizen zu über zwei Drittel 
von Importen aus der Ukraine abhängig 
sind, wegen der russischen Blockade 
der ukrainischen Häfen am Asowschen 
Meer spätestens ab Herbst dieses Jahres 
grosse Teile der eigenen Bevölkerung 
nicht mehr ernähren könnten. Es dro-
hen noch grössere humanitäre Katastro-
phen als in den letzten Jahren in Syrien 
und im Jemen. Entsprechend gross wird 
die Herausforderung für die UNO, ihre 
humanitären Unterorganisationen und 
vor allem für die wohlhabenderen unter 
den 193 Mitgliedsstaaten sein, diese Ka-
tastrophe zumindest abzumildern.
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Der türkische Präsident Recep Tayyip 
Erdogan setzt die Nato unter Druck: 
Als Preis für die Norderweiterung sol-
len die KurdInnen auf dem Altar der 
Geopolitik geopfert werden.

/ Amalia van Gent /

Ist die Türkei noch ein verlässlicher 
Partner der westlichen Allianz? Oder 
fungiert sie eher als ein verkapptes tro-
janisches Pferd Russlands innerhalb der 
Nato? Diese Fragen spalten die west-
liche Welt, seit die Türkei Mitte Mai 
dem Nato-Beitritt von Schweden und 
Finnland mit ihrem Veto einen Riegel 
vorgeschoben hat. Dabei stellt der Be-
schluss beider skandinavischer Länder, 
ihre jahrzehntelange Neutralität auf-
zugeben, eine der dramatischsten Ver-
änderungen in der Sicherheitspolitik 
Europas dar. Die Allianz habe «den le-
gitimen Sicherheitsbedenken Ankaras 
mit konkreten Schritten» Rechnung zu 
tragen, begründete Erdogan einer ver-
blüfften Nato-Runde sein Veto. Unmiss-
verständlich stellte er klar: Wollten die 
Beitrittskandidaten ihren Beitritt «er-
wirken», müssten sie zuvor eine Liste 
von Ankaras Forderungen erfüllen.

Diese Liste beinhaltet eine Freiga-
be von Waffenexporten in die Türkei. 
Finnland, Schweden und andere euro-
päische Länder hatten 2019 ein Waffen-
embargo gegen die Türkei verhängt, weil 
die türkische Armee in den kurdischen 
Nordosten Syriens einmarschiert war, 
kurdische Städte und Dörfer zerstörte, 
abertausende Zivilisten in die Flucht 
trieb und damit krass gegen das Völ-
kerrecht verstiess. Zu den Forderungen 
der Türkei gehört ferner die Ausliefe-
rung «von 28 Terrorismusverdächtigen 
aus Schweden und 12 aus Finnland». Es 
gebe «keine rechtliche oder juristische 
Grundlage», diese nicht auszuliefern, 
fügte eine Woche später der einfluss-
reiche Pressesprecher des Präsidenten, 
Ibrahim Kalin, hinzu.

Spaltung in der NATO
Ist die Türkei überhaupt Nato-konform? 
Diese Frage hat das vom Krieg in der 
Ukraine verunsicherte Bündnis in zwei 
Lager gespalten. Eine Gruppe um den 

Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg 
will «Verständnis» für die Einwände der 
Türkei zeigen: «Kein anderer Nato-Ver-
bündeter hat mehr terroristische An-
griffe erlitten als die Türkei und kein 
anderer Nato-Verbündeter nimmt mehr 
Flüchtlinge auf als die Türkei», beton-
te er Ende Mai. Jens Stoltenberg trat in 
unterschiedlichen Konflikten oft wie ein 
Botschafter der Türkei auf: Dass die tür-
kische Armee dreimal völkerrechtswid-
rig in den Norden Syriens einmarschiert 
ist und Teile des Nachbarlandes annek-
tiert hat, übersah er gerne.

Er schwieg auch eisern, als die tür-
kische Luftwaffe den Nordirak grossflä-
chig bombardierte. Die Türkei sei schon 
aufgrund ihrer geostrategischen Lage 
ein «wichtiger Nato-Verbündeter», wie-
derholt er bei jeder Gelegenheit. Stol-
tenberg soll Finnland und Schweden 
ermutigt haben, Ankara entgegenzu-
kommen. Für eine «Einigung» der Nato-
Kandidaten und der Türkei soll sich 
auch der US-Aussenminister Antony 
Blinken ausgesprochen haben.

In Geiselhaft der Türkei
In der Brüsseler Nato-Zentrale sind die 
Stimmen der Neinsager ebenso laut: Die 
türkische Regierung halte alle 29 Nato-
Mitglieder und die zwei Kandidaten in 
Geiselhaft, empörte sich etwa Stefanie 
Babst, eine ehemals hochrangige Bera-
terin der Nato. «Ich halte es persönlich 
für absolut inakzeptabel.» Allgemein 
teilt man in Brüssel die Meinung, dass 
die Ukraine-Krise Erdogan einen neuen 
Spielraum für «Basar-Verhandlungen» 
verschafft habe, und dass er diesen Spiel-
raum auch grosszügig ausnütze.

Auch hier warnt man vor einer Aus-
höhlung der bislang unangefochtenen 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
von Schweden und Finnland. Die Tür-
kei sei zwar Mitglied der NATO, aber 
unter Präsident Erdogan bekenne sie 
sich nicht mehr zu den Werten, die die-
sem grossen Bündnis zugrunde liegen, 
stand in einem Meinungsartikel im Wall 
Street Journal vom 18. Mai. Der Artikel 
schloss mit dem Vorschlag: «Vielleicht 
ist es an der Zeit, ein Verfahren für den 
Ausschluss eines Mitgliedstaates einzu-
führen.»

Neue «Operation» in Nordsyrien
Der türkische Präsident brüstet sich 
gerne damit, auf dem internationalen 
Parkett hoch zu pokern. So kündigte 
er Ende Mai eine neue «Operation» im 
kurdischen Nordosten Syriens an. Ziel 
sei es, «eine 30 Kilometer tiefe Sicher-
heitszone entlang der südlichen Grenze 
zu schaffen», erklärte er nach einer Ka-
binettssitzung – und löste damit in Wa-
shington, in Brüssel und in Stockholm 
neue Schockwellen aus. Erdogan be-
nutze «Schweden und Finnland als Vor-
wand, um Joe Biden herauszufordern», 
urteilte Yavuz Baydar, Chefredaktor der 
Internetplattform Ahval. Auch die An-
kündigung der neuen Operation in Sy-
rien soll nach Ansicht von Baydar vor 
allem Biden treffen.

Erdogan wirft Biden vor, im syri-
schen Nordosten die «Terroristen» der 
kurdischen Milizeinheiten der YPG, 
einer kurdischen Miliz in Syrien, zu 
unterstützen und damit die Sicherheit 
der Türkei zu gefährden. Die USA und 
Schweden pflegen seit 2015 gute Bezie-
hungen zur YPG. Die Regierungen in 
Washington und Stockholm haben nicht 
vergessen, dass es vor allem Frauen und 
Männer der YPG waren, die den Kampf 
gegen die IS-Terrormiliz geführt und ge-
wonnen haben. Sie hegen Sympathien 
gegenüber dieser Partei, die in ihren 
politischen Strukturen eine Frauenquote 
von 40 Prozent eingeführt hat – für den 
Nahen Osten ein absolutes Novum.

Im Gegensatz zu den USA betrachtet 
Ankara die YPG jedoch als Terrorgruppe 
und fordert ihre Alliierten auf, die syri-
sche YPG wie auch die kurdische Arbei-
terpartei PKK zu verbieten. Die PKK, die 
in der Türkei seit 1984 einen bewaffneten 
Kampf für eine Autonomie der kurdi-
schen Minderheit des Landes führt, wird 
in den USA und der EU als terroristische 
Organisation eingestuft. Am 27. Mai hat 
der mächtige Sicherheitsrat der Türkei 
grünes Licht für die «neue Operation» in 
Syrien gegeben.Eine der grössten Tragö-
dien unserer Zeit ist, dass man nicht al-
les daran gesetzt hat, um den drohenden 
Krieg in der Ukraine zu verhindern. Wird 
derselbe Fehler auch an der syrisch-tür-
kischen Grenze wiederholt?
Der (gekürzte) Beitrag erschien auf Infosperber.

Die Kurdinnen und Kurden, Skandinavien und die Nato

Türkische Militäroperationen
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Das Sanktionsregime gegen Russland
Eine friedenspolitische Einschätzung

Der Krieg der Atommacht Russland 
gegen die Ukraine hat zu einer Verhän-
gung weitreichender Sanktionsmass-
nahmen einer Vielzahl von Staaten ge-
führt. Der friedenspolitische Nutzen 
von Sanktionen ist jedoch umstritten, 
da die Einschätzung der Möglichkeiten, 
die beabsichtigten Ziele zu erreichen, 
eher pessimistisch stimmt, die Erwar-
tung nicht-beabsichtigter Folgen prob-
lematisch ist und die Gefahr einer durch 
die Sanktionen stimulierten eskalieren-
den Dynamik nicht von der Hand zu 
weisen ist. Wie können wir also die mul-
tilateralen Sanktionen gegen Russland 
friedenspolitisch einordnen?

/ Sascha Werthes und Melanie Hussak /

Sanktionen sind ein beliebtes und viel 
genutztes Mittel uni-, pluri- und multi-
lateraler Politik – so auch im Fall des rus-
sischen Krieges gegen die Ukraine. Nicht 
nur als Mittel der Interessendurchset-
zung einzelner oder weniger Staaten, 
sondern ebenso in ihrer multilateralen 
und transnationalen Form werfen Sank-
tionen jedoch einige friedenspolitische 
und friedensethische Fragen auf (siehe 
dazu auch Schweitzer und Lohrer 2019).* 
Die zum Teil hitzig geführten friedens-
politischen Debatten entstehen hierbei 
nicht nur aufgrund von Überlegungen 
zu ihrer umstrittenen politischen Wirk-
samkeit (Peksen 2019). 

Vielmehr ist mittlerweile gut do-
kumentiert, dass umfassende wie auch 
gezielte Sanktionsregime negative so-
zioökonomische, politische sowie hu-
manitäre Folgen für die Bevölkerung im 
jeweils adressierten Zielstaat, im Sen-
destaat als auch in Drittstaaten haben 
können (Meissner und Mello 2022, Early 
und Peksen 2022). Wir unternehmen da-
her einige friedenspolitische Reflexionen 
zu Missverständnissen, Erwartungen 
sowie den friedensethischen Dilemma-
ta mit Blick auf das multilaterale Sank-
tionsregime gegen Russland.

Zwangsbewehrung statt Machtmittel
Aus unserer Sicht gilt es zwei mitein-
ander verwobene Diskussionsstränge 

über Sanktionen als friedenspolitisches 
Instrument klar zu unterscheiden. Zum 
einen die argumentative Fokussierung 
auf (zumeist uni- oder plurilaterale) 
Sanktionen als Mittel einer interessen-
geleiteten Machtpolitik, um (die eige-
nen) Interessen gegen das Widerstreben 
andererer durchzusetzen. Zum anderen 
ein Verständnis von Sanktionen als Mit-
tel zur Zwangsbewehrung von Normen, 
um diese zu erhalten oder auch durch-
zusetzen.

Im ersteren Falle birgt die vermeint-
liche Sanktionspolitik augenscheinlich 
ein hohes Risiko der Konflikteskalation. 
Massnahmen einer interessengeleite-
ten Machtausübung werden eventuell 
mit Gegenmassnahmen beantwortet, 
welche wiederum in Reaktion hierauf 
zu weiteren oder verschärften Mass-
nahmen führen können. Zudem sind 
Machtausübungen dieser Art auch nur 
erfolgversprechend, wenn man aus der 
Position des vermeintlich Stärkeren eine 
asymmetrische Kräftekonstellation für 
sich nutzen kann.

Massnahme der sozialen Kontrolle?
Allerdings dokumentiert die «Global 
Sanctions Data Base» in der Auswertung 
der zwischen 1950 bis 2019 erfassten 
Sanktionsepisoden nur rund ein Drittel 
der Fälle als erfolgreich (Christen und 
Felbermayr 2022). Entlang dieser Be-
trachtungen bringt Lohrer (2019) Sank-
tionen mit reiner Machtpolitik in einen 
Zusammenhang und lehnt sie als Inst-
rument einer Friedenspolitik zu Recht 
ab. Denn «nicht jede Machtausübung 
ist eine Sanktion, sondern nur die, die 
mit dem Anspruch auftritt, einer allge-
meinen Norm zur Geltung zu verhelfen» 
(Daase 2019). Entscheidend für eine frie-
densethische Bewertung, so kann man 
argumentieren, ist daher die argumenta-
tiv überzeugende und nicht nur deklara-
torische Berufung auf und die Rechtferti-
gung von allgemeinen Normen, zu deren 
Erhalt politische oder wirtschaftliche 
Zwangsmassnahmen verhängt werden.

Dies bringt uns zum zweiten Dis-
kursstrang. Hier sollen Sanktionen «als 
eine Massnahme der sozialen Kontrolle 
verstanden werden, also als Reaktionen 
anderer auf normgemässes oder von der 

Norm abweichendes Verhalten eines 
Sanktionsadressaten» (Werthes 2019). 
Auch wenn hier ebenfalls grundsätzlich 
die Gefahr besteht, dass Sanktionen zu 
einer Konflikteskalation beitragen kön-
nen, so ist die zugrunde liegende Hand-
lungslogik eine fundamental andere. 
Eine normativ erwünschte Ordnung soll 
durch die Zwangsbewehrung der ent-
sprechend formulierten Prinzipien und 
Normen stabilisiert werden.

Eine rechtspazifistische Position
Genau auf dieser Idee beruht auch das 
System der kollektiven Sicherheit, wie 
es in der UNO-Charta verankert ist und 
welches das in der Charta verankerte 
Gewaltverbot (Art. 2.4) im Sinne einer 
internationalen Friedensordnung absi-
chern soll. Durch ihre Mitgliedschaft bei 
den Vereinten Nationen haben Staaten 
grundsätzlich ihre Akzeptanz zu den in 
der Charta verankerten Prinzipien und 
Normen erklärt. Das damit verbundene 
System kollektiver Sicherheit basiert auf 
der Vorstellung, dass Akteure von An-
griffshandlungen sowie von einer frie-
densbedrohenden oder friedensbrechen-
den Politik (Art. 39) abgehalten werden, 
wenn ihnen sonst kollektive nicht-mi-
litärische (Art. 41) oder gar militärische 
Zwangsmassnahmen (Art. 42) drohen.

Folgt man den Ausführungen Daa-
ses, so wird hier eine rechtspazifistische 
Position sichtbar. Die Chance zur Über-
windung von Krieg (und Gewalt) wird 
hier in der rechtlich gestützten Mono-
polisierung von Zwangsgewalt bei einer 
internationalen Organisation gesucht. 
Die friedensethische Legitimität hängt 
somit von ihrer Normfundierung so-
wie ihrer regelbasierten Verhängung ab. 
Eine solche rechtspazifistische Position 
akzeptiert also das «traurige Notmittel» 
Sanktionen als friedenspolitische Op-
tion «unter bestimmten Voraussetzun-
gen» (Schweitzer 2019).

Friedenspolitische Erfolgsparameter 
von Sanktionsregimen
Hiermit einher geht eine weitere für 
eine kritische friedenspolitische Debatte 
über Sanktionen wichtige Überlegung. 
Die in einer solchen rechtspazifistischen 
Argumentation verankerte normati-* Literatur zu den zitierten AutorInnen am Schluss.
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ve Rechtfertigungsnotwendigkeit von 
Sanktionen verändert die Erfolgspara-
meter von Sanktionen. Denn der Aspekt 
einer machtpolitischen Instrumentali-
sierung von Sanktionen verliert an Be-
deutung.

Insofern die Bekräftigung einer all-
gemeinen Norm die Hauptfunktion von 
Sanktionen ist und nicht unbedingt die 
Erzwingung eines bestimmten Han-
delns, können auch macht- und ge-
waltlose Sanktionen erfolgreich sein. 
Entsprechend argumentiert denn auch 
Daase (2019): «Sanktionen scheitern 
nicht dadurch, dass sie eine beabsichtig-
te Verhaltensänderung nicht erreichen, 
sondern allenfalls dann, wenn die Be-
rufung auf die zugrunde liegende Norm 
nicht gelingt und die Sanktion zu Recht 
als illegitimer Zwang angesehen wird.»

Keine voraussetzungslose
Legitimierung
Aus rechtspazifistischen Überlegungen 
heraus stellt damit die Annahme der 
Resolution zur Verurteilung der russi-
schen Aggression gegen die Ukraine am 
2. März 2022 durch 141 Mitgliedstaaten 
der UNO eine beeindruckende Miss-
billigung unter Verweis auf allgemeine 
Normen (u.a. das allgemeine Gewalt-
verbot, Recht auf territoriale Integrität, 
Prinzipien des humanitären Völker-
rechts) dar.

Auf Grundlage dieser Resolution 
lässt sich die Zwangsbewehrung dieser 
Normen mittels Sanktionen friedens-
politisch rechtfertigen. Aus friedens-
politischen Überlegungen heraus sollte 
jedoch eine rechtspazifistische Rechtfer-
tigungsmöglichkeit von Zwangsmass-
nahmen nicht als voraussetzungslose 
Legitimierung aller beliebigen Zwangs-
massnahmen missverstanden werden. 
Weitere friedenspolitische Überlegun-
gen sind notwendig.

Friedenspolitische Prüfung
der Angemessenheit
Die Zwangsbewehrung von Normen 
sollte in «friedenspolitischer Absicht» 
erfolgen. Zwangsmassnahmen und 
ihre Aufhebungsbedingungen sollten 
mit dem Ziel verhängt werden, die Be-
dingungen eines gewaltfreien Zusam-
menlebens zu bewahren oder (wieder) 
herzustellen (Werthes). Dies bedeutet, 
Sanktionsmassnahmen zu vermeiden, 
die zu einer Eskalation des Konflikts 
beitragen und eine Transformation und 
Konfliktbearbeitung erschweren. Die 
Verhängung von Sanktionen mit dem 

expliziten oder impliziten Ziel, einen 
Regierungswechsel im Zielland herbei-
zuführen, sind daher friedenspolitisch 
problematisch, da sie die Fronten ver-
härten und einen diplomatischen Dialog 
erschweren.

Entsprechend sind auch Reisebe-
schränkungen – zumindest vorüberge-
hend – aufzuheben, damit Regierungs-
verantwortliche und gegebenenfalls 
weitere politische Eliten des Landes an 
diplomatischen Gesprächen teilnehmen 
können. Die Einbettung von Sanktions-
massnahmen in eine perspektivisch über 
Jahrzehnte andauernde Eindämmungs-
strategie gegenüber Russland – ganz 
gleich, wie sich die Lage in der Ukraine 
entwickelt – wie sie Lake (2022) ein-
fordert, mag aus sicherheitspolitischer 
Sicht plausibel erscheinen, eine friedens-
politische Absicht ist hier jedoch nur 
noch schemenhaft zu erkennen.

Hohes Mass an Flexibilität erforderlich
Die «ultima ratio» der Zwangsbeweh-
rung von Normen muss es sein, unter 
allen geeigneten Mitteln die jeweils ge-
waltärmsten Mittel vorzuziehen. Dies 
beinhaltet auch die beständige Suche 
nach alternativen, gegebenenfalls posi-
tiven oder gewaltärmeren Sanktionen, 

mit denen die friedenspolitischen Zie-
le ebenfalls verfolgt werden können. 
Zwangsbewehrung sollte in diesem Sin-
ne ein Kontinuum ausnutzen, bei dem 
unterschiedliche soziale, politische, öko-
nomische Kosten auferlegt werden, um 
ein bestimmtes Verhalten zu fördern 
(Daase 2019).

Eng verbunden ist hiermit das Krite-
rium der Verhältnismässigkeit der Mit-
tel: Umfang, Dauer und Intensität der 
Zwangsmassnahmen sind auf dasjenige 
notwendige Mindestmass zu begrenzen, 
welches eine Aussicht auf Erfolg offe-
riert. Im Sinne eines Unterscheidungs-
prinzips sind nicht direkt beteiligte be-
ziehungsweise nicht verantwortliche 
Personen, Gruppen und Einrichtungen 
so weit es geht zu schonen. Mit Blick auf 
politisch-institutionelle, ökonomische, 
soziale, kulturelle, ökologische und ins-
besondere auch humanitäre Folgen von 
Zwangsmassnahmen gilt es eine Verhält-
nismässigkeit der Folgen zu beachten.

Eine friedenspolitisch akzeptable 
Santionspolitik erfordert in diesem Sin-
ne ein hohes Mass an Flexibilität, da auf 
die Dynamiken des Konflikts schnell 
und angemessen reagiert werden sollte. 

Fortsetzung Seite 14
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Die Entschärfung oder vorübergehende 
Aufhebung der Sanktionsmassnahmen 
gilt es zu überlegen, sofern sich Gele-
genheitsfenster im Sinne von «Reife-
Momenten» (Zartmann 2022) für eine 
diplomatische Bearbeitung des Kon-
flikts abzeichnen.

Schlussbemerkungen
Wladimir Putin hat mit seiner irreden-
tistischen, expansionistischen Aggres-
sionspolitik gegen die Ukraine nicht 
zum ersten Mal die Gültigkeit der in der 
UNO-Charta verankerten Prinzipien 
und Normen missachtet und damit eben 
auch infrage gestellt. Die klare Missbil-
ligung seiner Aggression gegen die Uk-
raine durch die Generalversammlung 
war ein wichtiges, überzeugendes und 
notwendiges Signal mit dem Anspruch, 
den in friedenspolitischer Absicht for-
mulierten allgemeinen Normen (u.a. Ge-
waltverbot) zur Geltung zu verhelfen, die 
Gültigkeit aufrechtzuerhalten und eine 
Beachtung einzufordern. Wäre dies nicht 
erfolgreich gelungen, stünde die Büchse 
der Pandora weit offen. In allen Regionen 
der Welt würde sich das Risiko erhöhen, 
dass andere seinem Beispiel folgen.

Die in Verbindung hierzu stehenden 
regelmässig neu zu befristenden multila-
teral abgestimmten Sanktionsmassnah-
men mit der Forderung nach Einstellung 
der Kampfhandlungen und Wieder-
herstellung der territorialen Integrität 
können somit für sich eine rechtspazi-

Fortsetzung von Seite 13 fistische Normfundierung in Anspruch 
nehmen. Die Sanktionen gegen russische 
Finanzinstitute, den Energiesektor, den 
Verkehrssektor, den Technologiesektor, 
gegen die Medien sowie Sanktionen ge-
gen PolitikerInnen, Geschäftsleute und 
Oligarchen sind weitreichend.

Ein Sanktionsregime dieser Art gegen 
eine G-20-Wirtschaftsnation mit einem 
ausgeklügelten militärisch-industriel-
len Komplex und einem diversifizierten 
Korb von Rohstoffexporten hat es bis-
her noch nicht gegeben. Die sozioöko-
nomischen und politischen Folgen dieser 
Sanktionsmassnahmen in Verbindung 
mit den Kosten und Folgen, die Putins 
Aggressionspolitik als solche produziert, 
sind schwer genau zu progostizieren, 
werden jedoch nicht nur für die russische 
Bevölkerung gravierend sein.

Diesbezüglich beschreibt Mulder 
(2022) vier Problematiken, die schon 
mit den bisherigen Sanktionsmass-
nahmen einhergehen: Spillover-Effek-
te in benachbarte Länder und Märkte, 
Verstärkungseffekte durch Divestment 
des Privatsektors, Eskalationseffekte in 
Form russischer Antworten und (nega-
tive) systemische Auswirkungen auf die 
Weltwirtschaft. Hinzuzufügen sind ne-
gative politische und humanitäre Folgen 
in Russland und weiteren Staaten.

Dies stellt ein friedenspolitisches Di-
lemma dar, welches jedoch nicht dazu 
führen sollte, die bisherigen gezielten und 
selektiven Sanktionsmassnahmen aus 
friedenspolitischen Erwägungen heraus 
vorschnell abzulehnen. Sanktionen sind 

in rund einem Drittel der Fälle erfolgreich 
und können eben auch die militärischen 
Fähigkeiten zur Kriegsführung eindäm-
men sowie angesichts der erzeugten Kos-
ten dazu beitragen, den Druck zur Ver-
handlungsbereitschaft zu erhöhen.

Eine naive Sanktionspolitik jedoch, 
welche darauf hofft, durch immer neue 
Sanktionen, also mit der Erzeugung von 
mehr Druck und mehr Leid beim Adres-
saten, ein Umdenken zu forcieren, ist mit 
Blick auf die oben genannten Prüfkrite-
rien abzulehnen. Das heisst, bei jeder zu 
diskutierenden neuen Verhängung oder 
Verlängerung von Sanktionsmassnah-
men müssen die vorgestellten friedens-
politischen Überlegungen zur Prüfung 
der Angemessenheit von Sanktionsmass-
nahmen berücksichtigt werden, wollen 
politische EntscheidungsträgerInnen mit 
grosser Vorsicht und hoffentlich auch 
friedenspolitischem Geschick vorgehen.
Dr. Sascha Werthes ist Dozent für Internationa-
le Beziehungen und Friedens- und Konfliktfor-
schung an der Universität Trier. Melanie Hussak ist 
Mitglied der Redaktion von Wissenschaft & Frieden 
und an der Friedensakademie Rheinland-Pfalz as-
soziiert. Ihr Beitrag stammt aus der Ausgabe 2-22 
dieser Zeitschrift. Die Untertitel sind von der FRIE-
DENSZEITUNGS-Redaktion. 
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Ungeniessbare Mischung von Putin-Verstehern landauf, landab – eine Polemik

Von weiterwandernden Corona-Schwurblern, 
neugewickelten Verschwörungstheoretikern
und Roger Köppels Entdeckung des Pazifismus 

Er ist kaum noch zu toppen: Der wie üb-
lich an populistischem Zynismus nicht zu 
übertreffende Roger Köppel, rechtsaus-
sen agierender Weltwoche-Verleger und 
Schwurbler aller Arten (der menschen-
verursachte Klimawandel ist naturelle-
ment eine reine Erfindung linksgrüner 
Spinner), redet neu von «Mehr Pazifis-
mus wagen». Er sorgt sich väterlich um 
den Frieden, der in Verruf geraten sei 
und «unsere» Unterstützung brauche. 
Doch selbstverständlich handelt  es sich 
da nicht um einen zum Pazifisten gewan-
delten Kriegstreiber, sondern um einen 
abgefeimten Publizisten, der schlicht und 
einfach die UkrainerInnen auffordert, die 
weisse Fahne zu hissen, um sich von Pu-
tins Soldateska massakrieren zu lassen.

Mit solcher Pazifismus-Verhöhnung 
erster Güte ist er in guter Gesellschaft. 
Seit dem Überfall auf die Ukraine am 24. 
Februar ist sein Blatt hauptsächlich ge-
füllt mit russischer Kriegspropaganda. 
Zudem ist er mit seinem Partei-Überva-
ter Christoph Blocher der gefestigen ganz 
neutralen Meinung, dass Putin nicht nur 
der Weg nach Kiew freigeschaufelt ge-
hört, sondern dass alle anderen ausser 
der SVP die schweizerische Neutralität 
aufs Schlimmste verraten hätten. Weil 
die Schweiz sich den internationalen 
Sanktionen gegen den Angriffskrieger 
aus dem Kreml angeschlossen hat.

Absonderliche Putinisten
Mit seiner Meinung wird er allerdings 
nicht nur in seinen Kreisen bejubelt, 
auch auf linker Seite findet er absonder-
liche Unterstützung. So trat die Schwei-
zerische ‹Friedensbewegung› SFB am 
vergangenen Ostermontag in Bern eben-
falls gegen die Sanktionen gegen Putin 
und seine Oligarchen an und ist sich in 
ihrem Blatt Unsere Welt nicht zu schade, 
das Massaker der russischen Besatzer in 
Butscha als Inszenierung Selenskis zu 
behaupten. Die unbekümmerte Gewiss-
heit der SFB mag aus der Zeit gefallen 
sein, doch nicht zu übersehen ist, dass 
sie sich seit Jahrzehnten treu geblieben 

ist, ist ihre Vorstellungswelt doch von 
einer Konstante geprägt, die da heisst: 
Es gibt das Friedenslager mit der Sow-
jetunion und – nach ihrem Zusammen-
bruch – der Russischen Föderation an 
der Spitze, das bedingungslos zu unter-
stützen ist, was immer es auch tun mag, 
und sei es – wie jetzt – ein brüderliches 
Nachbarland mit Krieg zu überfallen. 
Dabei spielt es keine Rolle, wie undemo-
kratisch und repressiv Putins Russlands 
sich gebärdet.

Wer fehlt noch in der Runde der Pu-
tin-Fans? Natürlich, der Hohepriester 
des rechtsextremen Antiamerikanismus, 
der ‹Friedensforscher› Daniele Ganser, 
der die letzten zwei Jahre mit Corona-
Schwurbeleien beschäftigt war und sich 
sich nun ohne Übergang zum Putin-Pro-
pagandisten ‹weiterentwickelt› hat. In 
mehreren Auftritten vor der schwinden-

den Gemeinde der Coronaschwurbler 
zeigte er sich ebenfalls tief besorgt über 
darüber, dass wir – also die seit eh und 
je neutrale Schweiz – unsere Neutralität 
aufgegeben hätten.

Ohne rot zu werden dreht er die 
ganze Sache einfach um: Die USA und 
ihre Rüstungsindustrie sind schuld am 
Ukraine-Krieg, der dem armen Putin 
aufgezwungen wurde. Nur am Rande 
sei vermerkt, dass Ganser mehrmals 
von der ‹Friedensbewegung› eingela-
den wurde, um in Basel seine 9/11-Ver-
schwörungstheorien zu verbreiten. Mit 
Verlaub, auch wenn dieses ganze Frie-
densgeschwätz ältlicher Männer hierzu-
lande nur eine winzige Basis hat, treibt 
es einem doch die Schamröte ins Ge-
sicht. Ich jedenfalls begreife langsam, 
was der Begriff fremdschämen meinen 
könnte.                                    Peter Weishaupt  

Dekadenz pur: Weltwoche-Cover vom 24. März 2022
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Soziale Verteidigung in militärisch eroberten Städten

Nicht anerkennen, nicht kooperieren
Soziale Verteidigung ist ein nicht-mi-
litärisches Verteidigungskonzept. Es 
beruht auf zivilem Widerstand, dynami-
scher Weiterarbeit ohne Kollaboration 
und internationaler nicht-militärischer 
Unterstützung wie etwa Sanktionen. 
Letzteres findet im Ukrainekrieg neben 
militärischen Massnahmen statt. Spon-
taner ziviler Widerstand zeigt sich dort 
oftmals in militärisch besetzten Städten. 
Angesichts einer nicht auszuschliessen-
den Ausweitung des Krieges auch auf 
Nato-Staaten stellt sich für demokrati-
sche Gesellschaften die Frage, inwieweit 
etwa Städte mit ihrer Zivilbevölkerung 
in militärische Kampfhandlungen ein-
bezogen oder besser durch Soziale Ver-
teidigung geschützt werden sollen.

/ Ulrich Stadtmann /

In diesem Winter eskalierte die Lage in 
Europa durch den Truppenaufmarsch 
Russlands an den ukrainischen Gren-
zen und mündete am 24. Februar 2022 
im Angriffskrieg gegen die ganze Ukrai-
ne. Dagegen verteidigt sich die Ukraine 
militärisch und hat damit eine schnelle 
Besetzung der Hauptstadt Kiew verhin-
dert. Auch weitere Städte werden durch 
das nationale Militär verteidigt. Einige 
wurden eingekesselt, andere auch mi-
litärisch eingenommen. Für die Men-
schen in den belagerten Städten ist die 
Versorgungslage katastrophal. Zum Le-
ben und Überleben braucht es Nahrung, 
Wasser, Wohnungen, Strom, Heizung 
und Krankenhäuser. Wenn eine Stadt im 
Kriegsverlauf zur Ruine wird, in der die 
Menschen umkommen, ist dort das zer-
stört, was verteidigt werden soll.

In den besetzten Städten
ging der Widerstand weiter
In den Städten der Ukraine, die von 
Russland besetzt sind, geht der Wider-
stand jedoch weiter. Es gibt die Bilder 
von zivilem Widerstand mit Demons-
trationen auf Strassen und Plätzen.* 
Dort erleben die russischen Truppen 

täglich, dass sie nicht erwünscht sind. 
Ihre propagandistisch geprägte Selbst-
wahrnehmung, sie seien zur Befreiung 
gekommen, zerbricht an der Wirklich-
keit. Ebenso wie die militärische Vertei-
digung zielt auch der zivile Widerstand 
auf die Schwächung der Kampfmoral 
der russischen Truppen und soll auf 
Russland insgesamt einwirken.

Das primäre Ziel Russlands scheint 
trotz der massiven Raketenangriffe nicht 
zu sein, Städte in Ruinenlandschaften zu 
verwandeln; vermutlich sollte vielmehr 
die Beherrschung der Ukraine angestrebt 
werden. Deshalb müsste die russische 
Regierung ein Interesse daran haben, 
möglichst funktionierende Städte zu 
kontrollieren. Die Zerstörung der Städte 
ist dann eher ein Kollateralschaden, der 
sich aus dem militärischen Kampf ergibt, 
aber sie wird auch gezielt zur Einschüch-
terung der Bevölkerung betrieben.

Städte als Zellen des zivilen Widerstands
Mit der militärischen Besetzung einer 
Stadt ist jedoch noch nicht die Kontrolle 
über sie erreicht. Dazu ist die Besatzung 
auf die Stadtverwaltung, den Handel 
und die Wirtschaftsunternehmen sowie 
die Unterstützung durch deren Personal 
angewiesen. Auf diesen Voraussetzun-
gen beruht Soziale Verteidigung: Eine 
Zusammenarbeit fände nur so weit statt, 
wie sie für die Lebensgrundlagen einer 
Stadt und die Interessen der Bevölke-
rung erforderlich ist.

In der Sozialen Verteidigung wird 
diese von Theodor Ebert entwickelte 
Idee als «Dynamische Weiterarbeit ohne 
Kollaboration» bezeichnet und geht über 
die öffentlichen Proteste des zivilen Wi-
derstands auf Strassen und Plätzen hi-
naus. Die Lebensmittelversorgung und 
die Müllabfuhr, aber auch Polizei und 
Justiz, Kindergärten und Schulen wer-
den gebraucht und sollten aufrechterhal-
ten werden. Nach dem Vorbild früherer 
historischer Fälle von Widerstand gegen 
Besatzung (z.B. Norwegen im Zweiten 
Weltkrieg und Finnland als Teil Russlands 
vor dem Ersten Weltkrieg) strebt Soziale 
Verteidigung aber danach, alles weiter so 
auszuführen, wie es schon vor dem Krieg 
selbstbestimmt gemacht wurde.

Widerstandsformen in Finnland
Schon vor über 100 Jahren gab es von 
1899 bis 1905 in Finnland, das seit 1809 
eine autonome Region Russlands war, 
verschiedene Formen des zivilen Wider-
stands. «Der Widerstand war gewaltfrei 
und seine Grundsätze waren: ‹nicht ge-
horchen, nicht anerkennen, nicht zusam-
menarbeiten›. Aus Protest gegen die Rus-
sifizierungspolitik des Zaren Nikolaus II. 
führten viele Beamte die Befehle des rus-
sischen Generalgouverneurs nicht aus.»

Reetta Hänninen hat sich in ihrer 
Masterarbeit über diese Ereignisse auf 
Akten der Ordnungspolizei der russi-
schen Verwaltung gestützt. Für die Vor-
sitzende des deutschen Bundes für So-
ziale Verteidigung, Outi Arajärvi, die die 
Arbeit auf Deutsch zusammenfasste, äh-
nelte dieser Widerstand sehr der Sozialen 
Verteidigung: «Von überall im Lande gab 
es Berichte über ungehorsame, wider-
spenstige und aufsässige Beamte bei Post, 
Zoll, Verwaltung, Banken und Eisenbahn. 
Befehle wurden missdeutet, missachtet 
oder das Gegenteil wurde ausgeführt.»

Als «Offene Stadt» erklären
Jede moderne Stadt- oder auch Staats-
verwaltung kann jeden Tag bestens ohne 
neue Beschlüsse eines Stadtrates oder 
auch lange Zeit ohne eine neue Regie-
rung arbeiten, wie in Zeiten einer lang 
andauernden Regierungsneubildung im-
mer wieder zu sehen ist. Also versucht 
sie, unter einer Besatzung weiter gemäss 
den alten Grundlagen zu arbeiten und 
widersetzt sich allen neuen Anordnun-
gen. Die Absetzung oder der Austausch 
einer Stadtregierung wird keine Herr-
schaft im Sinne der Besatzer schaffen, 
wenn sie auf breiten Widerstand stossen. 
Denn dann müssen sie auch auf unter-
geordneten Ebenen dafür sorgen, ihre 
Befehle durchzusetzen. Das erfordert 
personalintensive direkte Auseinander-
setzungen von Mensch zu Mensch, bei 
denen das Besatzungsregime mit einer 
weiteren Demoralisierung seiner Trup-
pen rechnen muss, denn sie werden im-
mer wieder damit konfrontiert, dass sie 
als Besatzer nicht erwünscht sind.

Wie schwierig es ist, eine Stadt zu 
beherrschen, die sich im zivilen Wider-
stand befindet, drückt sich aktuell wohl 

* Siehe dazu die Sammlung an Beispielen auf der 
Homepage des Bundes für Soziale Verteidigung: 
soziale-verteidigung.de/artikel/ziviler-wider-
stand-gegen-krieg-ukraine.
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auch im folgenden Beispiel aus: In der 
besetzten ukrainischen Stadt Melitopol 
sollte der festgenommene Bürgermeis-
ter zur Kollaboration gezwungen wer-
den, musste aber letztlich wieder frei-
gelassen werden und wurde gegen neun 
gefangene russische Soldaten der Jahr-
gänge 2002 und 2003 ausgetauscht. Die 
militärische Kapitulation einer Stadt be-
deutet deshalb in keiner Weise das Ende 
des Widerstands.

Es ist vielmehr der Wechsel von ei-
ner militärischen Kampfform, die in ers-
ter Linie ein Territorium verteidigt, zu 
einer Verteidigung des sozialen Gefüges 
einer städtischen Zivilgesellschaft. Nach 
dem Völkerrecht wäre es auch möglich, 
eine Stadt zur ‹Offenen Stadt› zu erklä-
ren, die nicht militärisch verteidigt wird 
und deshalb nicht bombardiert werden 
darf. Diese Schutzfunktion sollte völ-
kerrechtlich auch auf Städte ausgeweitet 
werden, die sich nur mit zivilem Wider-
stand ohne Kollaboration verteidigen.

Kosten für die Angreifer hinauftreiben
Die Soziale Verteidigung zielt darauf 
ab, vorrangig das Leben der Zivilbe-
völkerung und die Infrastruktur einer 
Stadt zu schützen und darauf aufbauend 
durch zivilen Widerstand die Kosten für 
das angreifende Regime in die Höhe zu 
treiben. Einerseits soll es möglichst kei-
nen Nutzen aus der Besetzung ziehen 
können und andererseits einen hohen 
Personaleinsatz zu finanzieren haben. 
Damit soll das Regime Gefahr laufen, 
durch eine Demoralisierung seiner eige-

nen Truppen vor Ort und an der ‹Hei-
matfront› den bisherigen Machtbereich 
aufs Spiel zu setzen. Es muss damit 
rechnen, dass seine Machtbasis gespal-
ten wird und ein Umsturz droht, sodass 
es letztlich nichts hinzugewonnen, son-
dern alles verloren hat.

Ein solches Kosten-Nutzen-Kalkül 
kann durch internationale Sanktions-
massnahmen im Rahmen eines nicht-
militärischen Eingreifens unterstützt 
werden, wie es derzeit vor allem durch 
die Länder der EU und der Nato prakti-
ziert wird. Die Sanktionen treffen jedoch 
nicht nur die Verantwortlichen des Ag-
gressors – und diese vielleicht noch am 
wenigsten. Sie beeinträchtigen vor allem 
die Zivilbevölkerung und zudem noch 
die Bevölkerung nicht beteiligter Länder, 
etwa durch Nahrungsmittelknappheit.

Soziale Verteidigung klar von militä-
rischen Kampfhandlungen trennen 
Deshalb sollten sie zum einen zielgerich-
tet sein, um die Kriegsmaschinerie ins 
Stocken zu bringen. Zum anderen muss 
klar gegenüber den einflussreichen Krei-
sen und der Bevölkerung in Russland 
signalisiert werden, dass die Beeinträch-
tigungen aufgehoben werden, sobald 
die russischen Truppen aus der Ukraine 
abgezogen werden. Sanktionen sollen 
keine Bestrafungsaktionen sein. Sie soll-
ten vielmehr darauf angelegt sein, einen 
positiven Anreiz zu geben, und dazu bei-
tragen, den Krieg zu beenden.

Die nicht-militärischen Massnahmen 
sowohl in der Ukraine als auch interna-

tional finden derzeit parallel zur militä-
rischen Verteidigung statt, die vom Aus-
land mit Waffenlieferungen unterstützt 
wird. Zudem scheinen zur ukrainischen 
Verteidigung auch militärische Kampf-
handlungen in den besetzten Gebieten zu 
gehören. Hierbei kann dann eine durch-
aus problematische Überschneidung mit 
dem zivilen Widerstand entstehen.

Zwar dürfte die Besatzung es schwer 
haben, Kollaborierende zu finden und 
sie als Marionetten einzusetzen, weil 
sie damit zur Zielscheibe für bewaffnete 
Widerstandskämpfer werden. Anderer-
seits werden auch die zivilen Kämpfer 
leichter zu militärischen Zielscheiben, 
wenn Soldaten sich nicht sicher sein 
können, ob die Zivilbevölkerung nur als 
Deckung für eine Guerilla genutzt wird, 
die gegen sie agiert. Eine klare Trennung 
der Bereiche, in denen militärisch ope-
riert wird, von denen des zivilen Wider-
stands ist deshalb eine wichtige Grund-
lage für Soziale Verteidigung.

Soziale Verteidigung im Kalten Krieg
Im Kalten Krieg des letzten Jahrhunderts 
wurde die Ergänzung einer militärischen 
Landesverteidigung um eine Soziale 
Verteidigung der Städte im Rahmen von 
Konzepten defensiver Verteidigung dis-
kutiert. Die dänische Regierung hatte zu 
Beginn der 1970er-Jahre eine Studie in 
Auftrag gegeben über die Möglichkeiten 
von Sozialer Verteidigung. Litauen hat 
schon 1991 zivilen Widerstand in seine 
Militärstrategie aufgenommen und im 
Jahr 2016 als Nato-Mitglied erneuert. 
Dabei wurden auch zwei Handbücher 
über die «Formen und Grundsätze des 
zivilen Widerstands» im Rahmen der 
Landesverteidigung herausgegeben.

Nach der Erfahrung des Angriffs-
krieges Russlands gegen die Ukraine lässt 
sich auch ein Krieg auf Nato-Gebiet nicht 
ausschliessen, der zumindest zu Beginn 
konventionell geführt und hoffentlich 
nicht auf die atomare Ebene eskalieren 
würde. Ein Atomkrieg in Mitteleuropa 
würde alles zerstören, was verteidigt wer-
den soll. Das gilt aber für einen konven-
tionellen Krieg in den Städten und dicht 
besiedelten Gebieten mit ihrer Industrie 
ebenso. Mindestens in diesen Bereichen 
sollte deshalb besser eine Soziale Vertei-
digung vorbereitet werden.

Nichtkooperieren will gelernt sein
Im Jahr 1988 trafen sich über 1000 Men-
schen zu einem Kongress über Soziale 

Volunteering for Peace

Seit 100 Jahren engagiert 
für den Frieden
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Verteidigung. Der aus dem Kongress 
hervorgegangene Bund für Soziale Ver-
teidigung (BSV) veranstaltete 30 Jahre 
später erneut eine Tagung über Soziale 
Verteidigung. Die Geschäftsführerin 
Christine Schweitzer stellte dazu fest, 
dass «seit dem bewaffneten Konflikt in 
der Ukraine 2014 […] zunehmend wie-
der von der Gefahr eines Krieges in Eu-
ropa gesprochen» wird. Angesichts die-
ser Situation hielt sie es für notwendig, 
wieder zu überlegen, «was ohne Gewalt 
getan werden kann, falls Prävention und 
Konfliktbearbeitung versagen und es 
zum Schlimmsten kommt».

Das Gründungsmitglied des BSV und 
der Grünen Roland Vogt erinnerte auf 
derselben Tagung an seine Forderung 
aus der Gründungsphase des BSV zu Be-
ginn der 1990er-Jahre nach einem «Mi-
nisterium für Abrüstung, Konversion 
und Soziale Verteidigung». Ein solches 
Ministerium hätte sicherlich das Wissen 
um die Möglichkeiten von Sozialer Ver-
teidigung institutionell verankert, bis hi-
nunter auf die lokale Ebene einer jeden 
Stadt. Auch wenn Soziale Verteidigung 
spontan angewendet werden kann, wäre 
eine gedankliche und praktische Vorbe-
reitung sicherlich sinnvoll.

Dynamische Weiterarbeit
ohne Kollaboration
Neben Protestformen, die die Grösse 
des Widerstands zeigen und den Zu-

sammenhalt stärken sollen, müsste die 
im Konzept der Sozialen Verteidigung 
angelegte dynamische Weiterarbeit 
ohne Kollaboration treten, die das all-
tägliche Handeln der Menschen an 
den Arbeitsstellen leiten soll. Es wäre 
das Gegenteil von Streik, den es nur in 
den Bereichen gäbe, die dem Aggressor 
dienen. Ein entsprechendes ‹Manöver› 
könnte in Stadtverwaltungen von Städ-
ten durchgeführt sowie wissenschaftlich 
begleitet und ausgewertet werden, um 
daraus Handlungsempfehlungen für den 
‹Ernstfall› zu erhalten.

Bisher wurde darüber nicht nachge-
dacht, weil kaum jemand mit der Mög-
lichkeit der Rückkehr eines Krieges nach 
Mitteleuropa gerechnet hat. Angesichts 
der zerstörten Städte in der Ukraine auf 
der einen Seite und der besetzten Städte 
auf der anderen stellt sich jedoch auch 
in Deutschland die Frage, mit welchen 
Verteidigungsformen die eigene Stadt 
geschützt werden soll. Die Städte, die 
sich für eine Soziale Verteidigung aus-
sprechen, wären besonders geeignet für 
die Durchführung solch exemplarischer 
Übungen in Sozialer Verteidigung.

Potenzial ziviler Widerstands-
bereitschaft nutzen
Ein Jahr nach der Annexion der Krim 
und dem Beginn des Krieges in den Se-
paratistengebieten hatte das Internatio-
nale Soziologische Institut in Kiew eine 
repräsentative Umfrage in der Ukraine 
durchgeführt zur Frage, wie die Men-

Inspiriert durch Arbeiten des deutschen 
Friedensforschers Theodor Ebert bildete 
sich in den 1970er-Jahren eine Arbeits-
gruppe junger Friedensengagierter, die 
für die Schweiz ein Modell für eine so-
ziale statt militärische Verteidigung aus-
arbeitete: Nicht Territorien, sondern 
soziale Werte und Institutionen sollten 
mit gewaltfreien Mitteln gegen einen 
möglichen Angriff von aussen verteidigt 
werden.

1976 erschien im Verlag des Schwei-
zerischen Friedensrates das kollektive 
Werk «Soziale Verteidigung – eine ge-
waltfreie Alternative zur militärischen 
Verteidigung der Schweiz» mit vielen 
Beispielen gewaltfreier Boykott- und 
Widerstandsaktionen. Das Buch fand 
grosse Verbreitung, hatte es doch für Pa-

schen handeln wollen, wenn es zu einem 
Angriff auf ihre Stadt und zu deren Be-
setzung käme. Ein Drittel wusste keine 
Antwort, 15 Prozent wollten fliehen, 25 
Prozent wollten sich militärisch wehren 
und mehr als 25 Prozent sprachen sich 
für zivilen Widerstand aus. Eine derart 
hohe zivile Kampfbereitschaft bietet ein 
Potenzial, das bisher bei allen Verteidi-
gungsplanungen ungenutzt bleibt.

In der Ukraine entscheidet derzeit 
eher der Zufall des Kriegsverlaufs dar-
über, ob eine Stadt militärisch besetzt 
wird und es zu spontanem zivilen Wider-
stand kommt, wie in Cherson, oder ob 
eine Stadt belagert und zerstört wird, wie 
Mariupol. Ein Einwohner Chersons wur-
de am 24. März mit den Worten zitiert:  
«Niemand hier will so leben wie in Ma-
riupol.» Die Frage, wie die eigene Stadt 
verteidigt wird, sollte die Zivilbevölke-
rung demokratischer Staaten vor einem 
Krieg diskutieren, um die Entscheidung 
darüber nicht später allein den Militärs 
zu überlassen. Die Debatte darüber, die 
eigene Stadt durch Soziale Verteidigung 
zu schützen, muss jetzt geführt werden 
und nicht erst, wenn man von einem 
Krieg im eigenen Land überrascht wird.

Ulrich Stadtmann ist Dipl. Politologe und Vor-
standsmitglied im Bund für Soziale Verteidigung 
(BSV). Der Beitrag ist erschienen in Wissenschaft & 
Frieden 2022/2.

zifistinnen und Pazifisten im deutsch-
sprachigen Raum eine sinnstiftende 
Bedeutung. Übrigens hatte der erste, 
längst vergriffene Band in der Schriften-
reihe des Friedensrates, erschienen 1960 
und verfasst vom SCI-Sekretär Ralph 
Hegnauer, den Titel «Wehrhaft durch 
gewaltloses Verhalten? Möglichkeiten 
des nichtmilitärischen Widerstandes».

Mit dem Krieg gegen die Ukraine 
hat die Frage der gewaltfreien Verteidi-
gung stark an Aktualität gewonnen. In-
teressierte an einer Überarbeitung der 
Publikation «Soziale Verteidigung» und 
deren inhaltlichen Weiterentwicklung 
melden sich bitte beim SFR-Sekretariat: 
info@friedensrat.ch, 044 242 93 21. Wir 
werden das gerne mit einer Arbeits-
gruppe angehen.

Neues Modell für eine soziale Verteidigung der Schweiz?
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Neun Thesen zur internationalen Unordnung nach dem russischen Angriff auf die Ukraine 

Braucht es ein Helsinki II?
Eine umfassende Konfliktanalyse, die 
die Ursachen des Krieges in der Ukraine 
ins Zentrum stellt, muss einerseits die 
globale Ordnung und die sich verän-
dernden internationalen Beziehungen 
in den Blick nehmen. Dabei muss man 
feststellen, dass gegenwärtig niemand 
die Macht hat, die Spielregeln, die das 
UNO-System seit 1945 etabliert hat, 
durchzusetzen und zu sanktionieren.

/ Günther Baechler /

1. Demokratien auf dem Rückzug
Das war zwar bis 1989 auch nicht viel 
anders, doch in den beiden Jahrzehnten 
danach hat sich das Völkerrecht stärker 
entwickelt als je zuvor. Es war eine Zeit, 
in der sich die Länder mehr oder we-
niger an die Spielregeln des «soft law» 
und des erweiterten zwingenden Völ-
kerrechts (jus cogens) hielten. Fast alle 
bewaffneten Auseinandersetzungen in 
dieser Zeit waren interne Gewaltkon-
flikte. In den letzten zehn bis fünfzehn 
Jahren haben zwischenstaatliche Kriege 
wieder zugenommen.

Das ist kein Zufall: Während die De-
mokratie auf dem Rückzug ist, vertiefen 
sich mehr rechtsnational eingestellte Po-
tentaten in Geschichtsbücher, um darin 
historische Vorbilder für ihre imperialen 
und expansiven Ansprüche zu finden. 
Weder eine regelbasierte Weltordnung 
noch eine disziplinierende Blocklogik 
hindern sie darin, ihre Interessen mit 
Macht und Gewalt gegen die Interessen 
anderer Staaten durchzusetzen.

Dass solche Potentaten keinen Ge-
fallen an der internationalen Friedens- 
und Menschenrechtsförderung und 
an den Instrumenten der Verhandlung 
und Vermittlung finden, versteht sich 
fast von selbst. Viele sprechen bereits 
von einem neuen globalen Systemkon-
flikt zwischen Demokratien und Auto-
kratien. In der Tat scheint der Konflikt 
allein zwischen den USA und China 
bereits das Potenzial des Kalten Krieges 
erreicht, wenn nicht sogar schon über-
schritten zu haben. 

2. Genuin russländische Dimension
Andererseits ist der Konflikt, der bereits 

2014 zum Angriff Russlands auf die Uk-
raine geführt hat und heute seine Fort-
setzung findet, stark von einer inneren, 
genuin russländischen Dimension ge-
prägt. Diese Dimension ist historisch 
schon sehr viel älter als der Kalte Krieg, 
die Gründung der Nato oder der Zu-
sammenbruch der Sowjetunion. Putin 
und seine Ideologen (etwa Alexander 
Dugin) zeichnen schon seit mindestens 
einem Jahrzehnt die Eigenschaften der 
russisch-orthodoxen Zivilisation. Diese 
hat sich nicht nur parallel zum europäi-
schen Kulturraum entwickelt, sondern 
ist dazu auserwählt, den Westen vor 
dem selbstverschuldeten moralisch-po-
litischen Zerfall zu retten.

Putin demonstriert mit seiner In-
nenansicht des russischen Reiches, dass 
eine revisionistische und neoimperia-
listische Macht, die im hellen Licht ver-
gangenen kaiserlichen Glanzes agiert, 
nicht notwendigerweise einen externen 
feindlichen Gegenspieler benötigt. Die 
Notwendigkeit der Expansion erklärt 
sich sozusagen selbstreferenziell aus der 
eigenen Geschichte heraus und ist nur 
bedingt eine Antwort auf das interna-
tionale System oder eine reale externe 
Bedrohung.

Wobei klar ist: Ein Feindbild ist ein 
nützlicher Verstärker für den inhärenten 
Drang nach Machtausweitung und Ge-
bietsgewinn. Je schwächer der internatio-
nale Widerstand eingeschätzt wird (etwa 
das vermeintlich geschwächte Europa), 
desto schneller und unblutiger kann die 
revisionistische Macht ihr Ziel erreichen. 
Nur wenn das betroffene Umfeld un-
erwartet politisch einig und militärisch 
stark reagiert, sieht sich die angreifen-
de Macht unerwartet mit einem hohen 
Preis und Blutzoll konfrontiert.  
 
3. Innere Logik des Putin-Regimes
Der russisch-ukrainische Konflikt ist 
mindestens so stark durch diese innere 
Logik des Regimes in Moskau bestimmt 
wie durch den Wunsch der Ukraine, 
sich endgültig auf die Seite Europas zu 
schlagen. Die Westorientierung des 
«Brudervolkes» in der Ukraine stellt die 
neoimperialistische Macht vor grosse 
Herausforderungen. Dafür sind weniger 

die USA oder die Nato verantwortlich 
als vielmehr die im eigenen Einflussbe-
reich herangewachsene Bedrohung der 
imperialen Ordnung selbst, auf die sich 
Russland nach wie vor stützt.

Diese Bedrohung hat vielfältige 
Formen angenommen: Freiheitsdrang, 
politische Fundamentalopposition, Ab
wendung einzelner Regionen und Eth-
nien vom Kreml, Verunglimpfung der 
Tradionen durch Kulturschaffende, in-
ternational ausgerichtete Wissenschaf-
ten, Korruptionsbekämpfung und die 
Entlarvung der Oligarchie durch Akti-
vistInnen. Der Kampf für demokratische 
Freiheiten in Russland und in den von 
ihm beanspruchten Einflusszonen ist in 
der Tat die grösste aktuelle Bedrohung 
der schmalen und mafiös-kriminellen 
Machtelite im Kreml.   

4. Perspektivenwechsel ist notwendig
Wer den Konflikt verstehen will, muss 
zu einem Perspektivenwechsel bereit 
sein. Der Perspektivenwechsel ist ein 
wichtiges Instrument jeder internatio-
nalen Friedensmission und soll auch der 
politischen Analyse zu Hilfe kommen. 
Der Blick aus östlicher Richtung auf 
Europa ist nun einmal ein ganz anderer 
als der Blick aus westlicher Richtung. 
So ist schon der historisch junge Be-
griff «Osteuropa» für die dort lebenden 
Menschen eine Zumutung und Herab-
setzung. Kein Wunder sehen sich viele 
«OsteuropäerInnen» als Objekt und 
Opfer neoimperialistischer Politik um 
Einflusszonen, um Sicherheitsgürtel, 
um Pufferzonen und um abgetrennte 
Teilstaaten (Abchasien, Südossetien, 
Transnistrien, Bergkarabach, Donbass).

Damit wurden viele Menschen in 
den Jahren nach 1989 zu Kriegsopfern 
in Europa, weil sie an der Kontaktlinie 
von Einflusszonen lebten, nicht Teil eines 
Bündnisses zur Selbstverteidiung waren. 
Gleiche und gemeinsame Sicherheit, die 
allen europäischen BürgerInnen nach 
dem geglückten Ende des Kalten Krieges 
versprochen wurde, blieb für sie besten-
falls ein Heilsversprechen ohne reale 
Grundlage. Dabei hatten und haben vie-
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le Menschen, die zufällig in diesem Ar-
muts- und Unsicherheitsband, das sich 
durch Europa zieht, nur einen Wunsch: 
Subjekt und Akteur einer europäischen 
Friedens- und Sicherheitsordnung zu 
sein, die eben genau diese Werte ein für 
allemal garantiert.

Bündnisfreiheit, Neutralität oder bi-
laterale Sicherheitsgarantien waren aus 
der Sicht «Osteuropas» nie viel wert, 
weil diese Formeln gerade nach 1989 der 
neoimperialistischen Politik Russlands 
dienten und Letzteres zu Kriegshandlun-
gen jenseits seiner Staatsgrenzen einlu-
den. Das gerade unabhängig gewordene 
Georgien musste schon 1918/19 bitter 
erfahren, wie schnell die verliebenen 
englischen Truppen abgezogen wurden, 
als Lenin kurz nach der Oktoberrevo-
lution mit der Roten Armee durch den 
Kaukasus fegte, um nicht zuletzt die ers-
ten Ölfelder in Aserbaidschan und der 
Hafenanlagen am Schwarzen Meer in 
Batumi habhaft zu werden.    

5. Der Krieg hat bereits 2014 begonnen
Die Frage, wann und wie der Krieg be-
endet werden kann, ist in erster Linie 
eine Frage, die die unmittelbaren Kriegs-
parteien beantworten müssen. Der Krieg 
wurde von Russland 2014 begonnen und 
kurze Zeit darauf durch einen Waffen-
stillstand ausgesetzt bzw. unterbrochen. 
Das Minsker Abkommen von 2015 war 
für Russland nie die Vorstufe zu Frie-
densverhandlungen, sondern die Fest-
schreibung eines Etappensieges. Das Ab-
kommen war aus der Sicht der Ukraine 

zugunsten russischer Interessen ausgefal-
len, wie übrigens auch das Sechs-Punkte-
Abkommen (Medwedew-Sarkozy-Plan) 
von 2008 zum Konflikt in Georgien.

Ein erneuter Waffenstillstand wird 
nur zustande kommen, wenn beide Sei-
ten davon ausgehen können, dass die-
ser ihren Interessen nicht schadet. Die 
Ukraine wird nicht dazu bereit sein, auf 
weitgehende Forderungen von Russland 
einzugehen, wenn die Existenz der Uk-
raine damit gefährdet würde. Und Russ-
land wird sich nicht mit einem Ergebnis 
zufrieden geben, das letztlich nicht deut-
liche über die 2014 eroberten Gebiete hi-
nausgeht. Daher ist eher mit einem länge-
ren und verlustreichen Krieg zu rechnen 
– wobei weitere Waffenstillstände als 
«Kriegspausen» nicht auszuschliessen 
sind. Insofern ist für die Kriegführungsfä-
higkeit der Ukraine nicht nur die Militär-
hilfe aufgrund von Artikel 51 der Charta 
der Vereinten Nationen wichtig, sondern 
auch die humanitäre Hilfe und der Wie-
deraufbau von Infrastruktur und Wirt-
schaft, der bereits begonnen hat. 

6. Russland degradiert sich selbst
Wie stehen die Chanchen für Friedens-
diplomatie? Bereits unter dem Schwei-
zer Vorsitz der OSZE im Jahr 2014 
wurde ein «Panel of Eminent Persons» 
etabliert, das unter dem Eindruck des 
Krieges im Donbass den Bericht «Back 
to Diplomacy» vorgelegt hat. Dieser 
wurde anlässlich der Ministerkonferenz 
in Belgrad von Russland zurückgewie-
sen, weil er ein «drittes Narrativ» aus 
Sicht von Georgien zum Thema «Zwi-
scheneuropa» enthält.

Günther Baechler war als Botschafter in Georgien 
auch für das «russische Interessenmandat» in Ge-
orgien zuständig, d.h, er war über fünf Jahre Lei-
ter der russischen Interessensektion in Tbilisi (was 
faktisch der russischen Botschaft entsprach); er 
hat die schweizerische Friedenspolitik in Georgien 
mit Blick auf Abchasien und Süd-Ossetien geleitet. 
Als «Special Representative» von drei OSZE-Vorsit-
zenden habe ich in der Rolle des Co-Chair zwölf 
Runden der «Geneva International Discussions» 
(zwischen Russland und Georgien sowie Abchasi-
en und Süd-Ossetien) co-moderiert und zusätzlich 
etwa zwanzig «Incidents Prevention and Response 
Mechanisms» an der Grenze zwischen Georgien 
und Süd-Ossetien geleitet. Als SRCIO hat er re-
gelmässig dem «Permanent Council» der OSZE in 
Wien Bericht erstattet und die Debatten aller 57 
Missionschefs dazu verfolgt.

In der Folge hat die westliche Di
plomatie den Bericht in den Schubladen 
verschwinden lassen. Wie, wann und 
mit wem ein Zurück zur Diplomatie 
möglich sein würde, ist eine offene Fra-
ge. Tatsache ist, dass ein Zurück zur al-
ten Ordnung kaum vorstellbar ist. Eine 
neue Sicherheitsarchitektur in Europa 
wird Zeit brauchen und vermutlich an-
ders aussehen, als wir uns das heute vor-
stellen können.

Vielleicht degradiert sich Russland 
gerade selbst zu einer bedrohlichen 
Atommacht, die über keinen wirklichen 
Einfluss im geopolitischen, wirtschaftli-
chen und kulturellen Sinne verfügt. Wer 
möchte dieser unberechenbaren Macht 
die Schlüssel zum Europäischen Haus 
anvertrauen? Solange das putinsche Lü-
gengebäude besteht und in Russland die 
Triebfedern des Revisionismus weiter 
angespannt bleiben, dürfte eine verläss-
liche und regelbasierte Ordnung in den 
Sternen stehen. 

7. Hoffnung auf ein Helsinki II?
Viele hoffen auf eine grosse und wir-
kungsvolle Helsinki-Konferenz II, z.B. 
im Jahre 2025, also genau fünfzig Jahre 
nach Helsinki I. Eine Expertengruppe, 
die vom Generalsekretär der OSZE in-
itiiert wurde und der ich angehörte, 
sollte die Empfehlungen des «Panel of 
Eminent Persons» aufgreifen und kon-
kretisieren. Die internationale Gruppe 
hat in rund zweijähriger Arbeit einen 
ziemlich umfassenden Bericht mit dem 
Titel «Restoring European Security» 
verfasst und 2021 vorgestellt.

Der innovative Bericht stellte zwei 
Kernaussagen in den Mittelpunkt: Das 
Undenkbare – ein Krieg – ist in Euro-
pa wieder denkbar. Und: Anstatt sich 
in vielen kleinen Formaten ohne grosse 
Erfolge zu verzetteln (Minsker Prozess, 
Geneva International Discussions etc.), 
soll eine europäische «Grosskonferenz» 
nach dem Vorbild von Helsinki I den 
Weg zu einer nachhaltigen europäischen 
Friedens- und Sicherheitsarchitektur 
verhandeln. Inzwischen ist das Undenk-
bare brutale Realität und die OSZE mit 
57 Mitgliedsländern handlungsunfähig 
geworden.    

8. Neue Ansätze für eine
gemeinsame Sicherheit nötig
Der Zeitpunkt für «kooperative Sicher-
heit in Europa» wurde nun ganz offen-
sichtlich verpasst. Es braucht neue An-
sätze, die sich erst im Endstadium des 
gegenwärtigen Krieges abzeichnen wer-
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den. Ob es zu gemeinsamer und gleicher 
Sicherheit aller 57 Mitgliedsstaaten der 
OSZE kommen wird, kann zurzeit nie-
mand sagen. Tatsache aber ist: Es zeich-
net sich schon seit 2014 im «Permanent 
Council» der OSZE an den wöchent-
lichen Sitzungen ab, dass 56 Mitglieds-
länder nicht mehr gewillt sind, sich von 
einem fehlgeleiteten Mitglied die Zu-
kunft diktieren zu lassen.

Positiv formuliert könnte man sagen, 
dass sich im Kontext der OSZE im Kern 
bereits die Umrisse eines Systems «Kol-
lektiver Sicherheit» abzeichnet, dessen 
Zweck es bekanntlich sein soll, einen 
«Rechtsbrecher» von allen anderen 
Mitgliedern des Systems zur Ordnung 
zu rufen. In diesem System wird wohl 
kaum jemand Russland den Wunsch er-
füllen, eine Blockordnung mit Einfluss-
sphären zu errichten, die geographisch 
weit in den Westen hineinreichen.

Auch dürfte ein Rauswurf der USA 
aus dem europäischen Theater, der es 

Russland erlauben würde, seinen Nu
klearschirm über ganz Europa aufzu-
spannen, kaum jemand beruhigend 
finden. Den europäischen autoritären 
Rechtsnationalisten und Neofaschisten 
ist allerdings zuzutrauen, dass sie Putin 
einiges erlauben würden, wenn er ihnen 
dabei behilflich ist, die soziale und libe-
rale Demokratie in Europa zu beseitigen.   

9. Ein Sieg Russlands muss
verhindert werden
Vor diesem mehrschichtigen Hinter-
grund ist die wohl einzig erfolgverspre-
chende friedenspolitische Strategie im 
Moment und auf absehbare Zeit eine 
Kombination aus umfassenden und 
wirksamen Sanktionen gegen Russland 
(inklusive fossiler Energieträger) und 
eine moralische, militärische und hu-
manitäre sowie wirtschaftliche Unter-
stützung der Ukraine, um einen Sieg 
Russlands zu verhindern bzw. eine Wie-
derherstellung der staatlichen Souve-

ränität und territorialen Integrität der 
Ukraine zu ermöglichen. Artikel 51 der 
Charta der Vereinten Nationen bildet 
den rechtlichen Rahmen dafür. Eine 
wirksame Bewaffnung der UkrainerIn-
nen und eine Unterstützung ihres mili-
tärischen und zivilen Widerstands ist – 
vielleicht paradoxerweise – vorderhand 
der beste Schutz und die wirksamste 
Strategie zur Vermeidung von weiteren 
Opfern und Kriegsgräueln im gesamten 
Land.                            

Günther Baechler war Gründungsdirektor der 
Schweizerischen Friedensstiftung (heute swiss
peace) 1988. Wechsel in das EDA im Jahr 2000. 
Botschafter in Georgien von 2010 bis 2015. Spe-
zialgesandter für den Süd-Kaukasus für drei 
OSZE-Vorsitzende bis 2018 (Deutschland, Öster-
reich, Italien). Co-Chair der Geneva International 
Discussions GID und Co-Moderator des «Incidents 
Prevention and Response Mechanisms» IPRM an 
der Grenze zwischen Georgien und der Tskhinvali 
Region / Süd-Ossetien. Zahlreiche Missionen als 
Mediator und Fazilitator in unterschiedlichen Welt-
regionen (Nepal, Sudan, Kamerun). 

Häufung rassistischer Massaker in den USA
Am Samstag, 14. Mai 
2022, fährt ein weisser 
Teenager 300 Kilometer in 
die nördliche Stadt Buffalo 
im Bundesstaat New York 
in den Vereinigten Staa-
ten. Was dann geschieht, 
folgt einem scheinbar be-
kannten Drehbuch. Er er-
öffnet das Feuer mit einer 
halbautomatischen Waffe 
auf dem Parkplatz eines 
Supermarkts, dann geht 
er in das Geschäft und 
setzt das Massaker fort. 
Der 18-Jährige tötet zehn 
Menschen, drei weite-
re werden verletzt. Der Täter kann 
nach der Tat von Polizeibeamten 
überwältigt werden.

Es sieht auf den ersten Blick 
nach einem weiteren Amoklauf 
eines frustrierten Jugendlichen in 
den USA aus, der eine Schockwelle 
durchs Land schickt, während eine 
kleine US-amerikanische Stadt er-
neut fassungslos-trauernd zurück-
bleibt. Doch das ist nicht die ganze 
Geschichte. Denn der Massenmord 
ist weit mehr als eine Frusttat eines 
Verwirrten. Es ist ein rassistisches, 

nach ersten Erkenntnissen lange ge-
plantes Attentat. Der Täter suchte sich 
gezielt ein von AfroamerikanerInnen 
bewohntes Viertel aus, weit entfernt von 
seinem eigenen Wohnsitz. 

Elf der dreizehn Opfer sind Schwar-
ze. Die US-Behörden sprechen von 
«Hassverbrechen und einem auf die 
Rasse bezogenen gewaltsamen Extre-
mismus». Der Attentäter filmte seine 
Tat auf einem Social-Media-Kanal live, 
wo er auch ein 180-seitiges Manifest 
veröffentlichte, das an das des norwegi-
schen rechtsextremen Massenmörders 

Anders Breivik erinnert.
Zehn Tage später, am 24. 
Mai erschiesst ein wei-
terer 18-Jähriger weis-
ser Amokschütze in der 
Robb Elementary School 
in Uvalde im Gliedstaat 
Texas 19 MitschülerInnen 
sowie zwei Lehrerinnen 
und verletzt 15 weitere 
PrimarschülerInnen. Die 
meisten EinwohnerInnen 
der texanischen Kleinstaat 
sind hispanischer Ab-
stammung. Allein im ver-
gangenen Jahr zählte die 
amerikanische Bundespo-

lizei FBI 61 Amokläufe mit Schusswaf-
fen im Land – das ist etwa ein Amok-
lauf alle sechs Tage. Dem abgehalfterten 
Ex-Präsidenten Donald Trump fiel dazu 
nicht mehr ein, als einige Tage später an 
der Jahrestagung der berüchtigten Nati-
onal Rifle Association die totale Bewaff-
nung des Lehrkörpers zu fordern.

Erinnert sei hier auch daran, dass  
sich am 26. April zum 20. Mal der Amok-
lauf des 19-jährigen Robert S. jährte, der 
19 seiner MitschülerInnen im Guten-
berg-Gymnasium im deutschen Erfurt 
erschossen hatte. 
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Der Entrüstung über den Angriff auf 
die Ukraine geht ein langes Schweigen 
über Russlands Rolle in Syrien voraus.

/ Yassin al-Haj Saleh /

Noch bis vor Kurzem schienen die 
meisten Menschen im Westen zu glau-
ben, der russische Krieg in der Ukraine 
sei qualitativ etwas ganz anderes als je-
ner Krieg, der seit sechseinhalb Jahren 
in Syrien geführt wird. Während die 
internationale Empörung über den Ein-
marsch in der Ukraine gross ist und die 
europäischen Länder Waffen liefern, hat 
kein westliches Land auf diese Weise 
Russlands Krieg in Syrien verurteilt oder 
dort den Rückzug der russischen Streit-
kräfte gefordert.

Der Krieg gegen den Terror, der im-
plizit als Krieg gegen den militanten Is-
lamismus verstanden wird, hat in Syrien 
eine gemeinsame Basis zwischen den 
USA, Europa und Russland geschaffen. 
Diese Grundlage wird auch von vielen 
autoritären und kleptokratischen Regi-
men in der Region und von Israel geteilt. 
Es ist kaum zu glauben, doch selbst un-
ter Intellektuellen und Menschenrechts-
organisationen sind kaum Stimmen zu 
vernehmen, die sich diesem endlosen 
zerstörerischen Krieg entgegenstellen.

Kein syrisches Recht auf Selbst-
verteidigung gegen Völkermord
Es gibt sogar linke Autoritäten wie 
Noam Chomsky, der bestreitet, dass der 
russische Krieg in Syrien imperialistisch 
sei, weil die Russen dort die ‹Regierung› 
unterstützten. Als würde die ‹Regie-
rung› nicht einen permanenten Bürger-
krieg gegen die Mehrheit der Bevölke-
rung führen. Als würde es sich nicht um 
einen Völkermord handeln. Und eben 
diese Intellektuellen unterstützen nun 
nachdrücklich das Recht der Ukraine 
auf Selbstverteidigung – aber nicht das 
der Menschen in Syrien.

Seit dem Zweiten Weltkrieg war 
die Gefahr eines Krieges zwischen 
dem Westen und Russland nicht mehr 
so wahrscheinlich wie im Augenblick. 
Gleichzeitig standen sich die USA und 
Russland noch nie so nah wie nach dem 

Chemiewaffen-Deal im September 2013. 
Anders ausgedrückt: Es gibt zwei Russ-
lands in Syrien, ein US-amerikanisches 
Russland und ein russisches Russland. 
Was immer das zweite in Syrien getan 
hat – das erste hat es im Wesentlichen 
akzeptiert. Es ist noch nicht klar, ob die-
se imperialistische Verbrüderung durch 
den Einmarsch in der Ukraine ernsthaft 
Schaden nimmt. Ich bezweifle es.

Syrien gab Auftrieb
In Syrien setzt Russland seit 2015 einen 
Krieg fort, den ein völkermörderisches 
Regime gegen seine rebellierenden Un-
tertanen vor über zehn Jahren begon-
nen hat. In der Ukraine, im Gegensatz 
zu Syrien ein Nachbarland Russlands, 
richtet sich der Krieg gegen eine ge-
wählte Regierung. In Syrien hingegen 
gab es seit 60 Jahren keine freien Wah-
len mehr, was einer der Hauptgründe 
für die Revolution war. Trotzdem gibt es 
Gemeinsamkeiten: Beide Kriege richten 
sich gegen eine lokale Bevölkerung, die 
dem Angreifer militärisch unterlegen 
ist. Beide werden von einem autoritären 
Russland geführt, das seine Ablehnung 
der Demokratie hinlänglich zum Aus-
druck gebracht hat. Das putinistische 
Russland hat auch nie einen Hehl aus 
seiner Feindseligkeit gegenüber dem 
Arabischen Frühling gemacht.

Es ist ungewiss, ob Putins Regime 
den aktuellen Angriff auch dann unter-
nommen hätte, wäre sein Krieg in Sy-
rien auf starken internationalen Wi-
derstand gestossen. Gerade weil Syrien 
kein Nachbarland ist, hat der erfolgrei-
che Zugriff den imperialen Ambitionen 
Putins enormen Auftrieb gegeben. Die 
Invasion der Ukraine ist ein weiterer 
Schritt, das russische Imperium wieder-
zubeleben. Russische Kriegsschiffe sind, 
bis die Türkei das unterbunden hat, von 
ihrem Stützpunkt in Syrien aus Rich-
tung Schwarzes Meer gefahren. Es ist 
also inkonsequent und unethisch, diese 
neue Aggression zu verurteilen, ohne 
von dem letzten Expansionskrieg des-
selben Regimes zu sprechen, ihn zu ver-
urteilen und den SyrerInnen zu helfen, 
ihr Land zu befreien.

Flüchtlinge, wie wir sie kennen
Ist es nach dem 24. Februar noch mög-
lich, in dem Putinismus in der Ukraine 
ein böses und in Syrien ein freundliches 
Gesicht zu sehen? Leider scheint das ei-
nigen immer noch möglich zu sein, nicht 
nur Faschisten und Rechtspopulisten 
in Europa. Schon in der ersten Woche 
nach Kriegsbeginn gab es eine unschöne 
Sammlung rassistischer Kommentare 
von ReporterInnen und PolitikerInnen, 
die Kriegsopfer und Flüchtlinge nach 
ihrer Haar-, Haut- und Augenfarbe hier-
archisieren. Diejenigen, die «so sind wie 
wir», einheimische und ehemals mig-
rierte EuropäerInnen, verdienen Unter-
stützung – im Gegensatz zu Menschen 
aus Syrien, Irak, Afghanistan oder aus 
Afrika und selbst noch anders als post-
migrantische EuropäerInnen.

Der bulgarische Premierminister Kiril 
Petkow sagte es so: «Diese ukrainischen 
Flüchtlinge sind nicht wie die Flüchtlin-
ge, mit denen wir sonst zu tun haben. Es 
sind intelligente, gebildete Menschen.» 
Die narzisstischen und selbstgefälligen 
Kommentare aus dem Westen sind nach 
der «genokratischen Wende»* überra-
schend. Die Äusserungen Petkows sind 
weniger als Willkommensgeste gegen-
über den ukrainischen Flüchtlingen zu 
verstehen. Meiner Meinung nach artiku-
liert sich in ihnen vor allem die Feindse-
ligkeit gegenüber der postmigrantischen 
Wirklichkeit in Europa.

Kein syrisches Recht auf Selbst-
verteidigung gegen Völkermord
Charlie D’Agata, ein leitender Auslands-
korrespondent von CBS News, sagte, 
dass die Ukraine eben nicht der Irak 
oder Afghanistan sei, wo seit Jahrzehn-
ten Konflikte wüten. Es sei vielmehr ein 
relativ zivilisiertes, relativ europäisches 
Fleckchen Erde, in der man so etwas 
nicht erwarten würde. Im Telegraph 
schrieb Daniel Hannan: «Die Menschen 
in der Ukraine sind offensichtlich so wie 

Syrien und die Ukraine

Selektive Solidarität

* Ein Bezug auf einen anderen Text von al-Haj Saleh, 
in dem er sich mit den Folgen des «Clash of Civili-
zations» und des Krieges gegen den Terror beschäf-
tigt, die eine Herrschaft aus ethnischer Herkunft, 
Wahl-Verwandtschaft, Tradition und Ökonomie im 
nahöstlichen Raum begründete. 
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wir. Sie schauen Netflix, haben Insta-
gram-Konten, nehmen an freien Wahlen 
teil und lesen unzensierte Zeitungen. 
Das macht es so schockierend. Krieg 
sucht nicht mehr nur verarmte und ab-
gelegene Regionen heim.» Die Logik hin-
ter solchen Kommentaren ist, dass die 
UkrainerInnen den Krieg nicht verdient 
haben, weil sie wie wir sind, und wir im 
Gegensatz zu jenen anderen grossartig 
sind. Es ist also folgerichtig, dass, was 
nun sogar denen passiert, die wie wir 
sind, auch jenen anderen passiert, die 
anders sind und die in verarmten Teilen 
der Welt leben, zensierte Zeitungen le-
sen und nicht frei wählen können.

Aimé Césaire, der grosse Dichter und 
Politiker von Martinique, hat diesen ‹zi-
vilisierten› Menschen etwas zu sagen. In 
seinem Diskurs über den Kolonialismus 
schrieb er 1950: «Was er, der sehr vor-
nehme, sehr humanistische, sehr christ-
liche Bourgeois des zwanzigsten Jahr-
hunderts, Hitler nicht verzeihen kann, 
ist nicht das Verbrechen gegen den Men-
schen und die Erniedrigung des Men-
schen an sich. Was er Hitler nicht verzei-
hen kann, sind das Verbrechen gegen den 
weissen Mann und die Erniedrigung des 
weissen Mannes, ist die Tatsache, dass 

er kolonialistische Verfahren, die bis da-
hin ausschliesslich Arabern in Algerien, 
Kulis in Indien und Schwarzen in Afrika 
vorbehalten waren, auf Europa selbst an-
gewandt hat.» Diese scharfe Geisselung 
der rassistischen Logik scheint immer 
noch gültig zu sein. Rassismus, so Judith 
Butler, etabliert auf der Wahrnehmungs-
ebene «ikonische Versionen von Bevöl-
kerungsgruppen, die äusserst bedau-
ernswert sind, und von anderen, deren 
Verlust nicht schmerzt und auch nicht 
bedauernswert erscheint».

Sogar internationale Schriftsteller
Innen haben es geschafft, einen offenen 
Brief zu verfassen, in dem sie die russi-
sche Invasion in der Ukraine verurteilen, 
ohne Syrien auch nur mit einem Wort 
zu erwähnen. Die meisten der 1040 Un-
terzeichnerInnen haben sich noch nie 
zu dem russischen Krieg in Syrien ge-
äussert. Auch ich habe den Brief unter-
schrieben. Die Kluft in den Solidari-
tätsbekundungen entspricht genau der 
Unterscheidung, welches Leben greifbar 
erscheint – was nichts anderes ist als 
eine Projektion der rassistischen Logik 
der globalen Souveränität und des Im-
perialismus auf das intellektuelle Leben. 
Es ist ziemlich enttäuschend, diese Logik 

sogar in Kontexten zu finden, in denen 
konkreter Imperialismus wie die Inva-
sion in die Ukraine verurteilt werden.

Im Krieg verbunden
Es ist erst wenige Monate her, dass ich 
an der Kiewer Biennale teilnahm. Es ging 
um eine kritische Auseinandersetzung 
mit dem Konzept der Solidarität und ih-
rer Praxis im Westen, insbesondere mit 
der selektiven Solidarität, die mir in Eu-
ropa ziemlich verbreitet zu sein scheint. 
Als ich im November 2021 in Kiew 
sprach, kam es mir nicht in den Sinn, 
dass ich diese Selektivität vier Monate 
später in Bezug auf das imperialistische 
Russland erleben würde: kriminell in der 
Ukraine und nicht kriminell in meinem 
Land. Sagt das irgend etwas Wahres über 
die Ukraine oder Syrien aus? Oder gar 
über Russland? Es sagt vor allem wenig 
Erfreuliches über die westlichen Mäch-
te aus, die noch jetzt das Verursacher-
prinzip zu kommerzialisieren verstehen, 
und so einigen Solidarität zuteil werden 
lassen, während sie andere abtun. Die, 
die Solidarität gewähren, erhalten im 
Gegenzug symbolisches Kapital.

Fortsetzung Seite 24
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Fortsetzung von Seite 23

Es ist eine gewisse Erleichterung, dass 
nach drei Wochen Krieg in der Ukrai-
ne inzwischen mehr Menschen in den 
sozialen und sogar in den Mainstream-
Medien auf die russische Unterstüt-
zung des Regimes in Syrien und Putins 
Beitrag zur hoffnungslosen Situation 
im Land hinweisen. Immer mehr Men-
schen erinnern sich jetzt an Aleppo und 
daran, dass Russland Krankenhäuser in 
syrischen Bezirken angegriffen hat, was 
es nun in Mariupol wieder tut. Es wäre 
jedoch naiv zu glauben, dass ein Para-
digmenwechsel eingeleitet ist. In Syrien 
gibt es immer noch ein US-amerikani-
sches Russland.

Die Ukraine sollte verteidigt wer-
den, und das ukrainische Volk sollte in 
seinem Kampf um Unabhängigkeit und 
Freiheit unterstützt werden. Der Krieg 
der Putinisten ist ein imperialistischer 
Angriff. Er muss verurteilt werden und 
die russische Armee muss sich voll-
ständig zurückziehen. Aber das sollte 
auch in Syrien geschehen. Die derzeitige 
Dynamik sieht allerdings eher danach 
aus, dass die Ukraine syrisiert wird, das 
heisst, ganz oder teilweise unter die Be-
satzung fällt, als dass Syrien ukrainisiert 
wird, das heisst, dass den Menschen dort 
auf irgendeine Weise gegen den russi-
schen Imperialismus geholfen wird. Im 
Krieg, so scheint es, zeigt sich die Welt 
entgegen der herrschenden Politik der 
Trennung entlang nationaler Grenzen 
als zutiefst miteinander verbundene.

Übersetzung: Christian Sälzer. Dieser Beitrag er-
schien zuerst im medico-Rundschreiben 1/2022.

Yassin al-Haj Saleh ist ein syrischer Schriftsteller, 
ehemaliger politischer Gefangener und Mitbe-
gründer der kritischen Online-Zeitung «Al-Jum-
huriya». 2017 ist sein Buch «The Impossible Re-
volution: Making Sense of the Syrian Tragedy» 
erschienen.

Aufruf ans Schweizer Parlament und den Bundesrat

Asyl für russische Kriegsgegner!
Die Schweiz muss dazu beitragen, die 
russische Kriegsmaschinerie zu stop-
pen, die seit dreieinhalb Monaten 
Tod und Zerstörung über die Ukraine 
bringt und Millionen von UkrainerIn-
nen zur Flucht zwingt. Bundesrat und 
Parlament müssen russischen Deser-
teuren und Militärdienstverweigerern 
sowie allen Personen, die sich in Russ-
land öffentlich gegen den Krieg aus-
sprechen, dringend Asyl gewähren. 
Dies fordert eine am 13. Mai 2022 mit 
einigen Tausend Unterschriften einge-
reichte Petition.
 
«Seit dem Beginn des Angriffskrieges 
Russlands gegen den souveränen Staat 
Ukraine und seine Bevölkerung hat die 
enorme Solidarität der Menschen in der 
Schweiz unsere Regierung dazu veran-
lasst, die Türen unseres Landes weit zu 
öffnen und Zehntausenden von Ukrai-
nerInnen, die Opfer dieser Aggression 
geworden sind, uneingeschränkt Asyl 
zu gewähren. Wir begrüssen dies sehr. 
Wir sind jedoch der Ansicht, dass das 
Recht auf Asyl auch anderen Opfern der 
Aggression und der diktatorischen Herr-
schaft von Wladimir Putin garantiert 
werden muss, zu deren Aufnahme sich 
die Schweiz öffentlich verpflichten sollte.

Es drohen schwere Strafen
und gar ein Kriegsgericht
Dabei handelt es sich vor allem um jun-
ge Soldaten, die von Putins militärischer 
Ordnung unfreiwillig zu Mördern im 
Dienste eines barbarischen Angriffs-
krieges gemacht werden. Für viele dieser 
jungen Menschen im Alter von 18 bis 20 
Jahren besteht die Aussicht in diesem 
Krieg, den sie nicht gewählt haben, im 
Kampf zu sterben. Andere, die im Zuge 
der Kriegsdynamik töten, Gewalttaten 
verüben oder gar Kriegsverbrechen be-
gehen, sind durch diesen Krieg zu einer 
Zukunft mit Albträumen und schweren 
psychischen Störungen verurteilt. 

Ihnen droht die schwierige Rückkehr 
ins Zivilleben, die viele US-amerikani-
sche Wehrpflichtige erlebt haben, nach-
dem sie in Vietnam oder jüngst im Irak 
gewütet und getötet hatten. In Russland 
selbst laufen Hunderttausende junger 
Menschen Gefahr, ebenfalls mobilisiert 
und an die Front geschickt zu werden, 

um dort schlimme Dinge zu verrichten. 
Wie die Älteren, die bereits dort sind, 
haben auch sie keine andere Wahl als 
zu desertieren, sich der Wehrpflicht zu 
entziehen, den Gehorsam zu verweigern 
und damit schwere Strafen oder sogar 
ein Kriegsgericht zu riskieren.

Botschaftsasyl für KriegsgegnerInnen!
Die verschärften Strafen für alle, die es 
wagen, von Krieg und nicht von einer 
‹Spezialoperation› zu sprechen, die bru-
tale Unterdrückung von Kriegsgegner-
Innen sowie die Inhaftierungen machen 
es den BürgerInnen in Russland unmög-
lich, eine breite Bewegung gegen den 
Krieg aufzubauen. Wir sind daher der 
Ansicht, dass all diese Gruppen eben-
falls Asyl erhalten sollten, da auch sie 
Opfer der diktatorischen und imperia-
len Politik von Wladimir Putin sind.

Daher ist es wichtig, dass die Schweiz 
als Depositarstaat der Genfer Konven-
tion ihre Rolle heute ernst nimmt und 
sofort ein Botschaftsasyl für russische 
Kriegsdienstverweigerer und Dissiden-
ten einführt. Damit würde die Schweiz 
einen echten Beitrag zur Verhinderung 
einer weiteren Eskalation des Krieges 
leisten. Mit einem Botschaftsasyl für 
Kriegsdienstverweigerer, Dissidenten 
und FriedensaktivistInnen kann ver-
hindert werden, dass eine ganze Gene-
ration junger RussInnen in die Ukraine 
geschickt wird, um dort als Kanonenfut-
ter für Putins Machtfantasien zu dienen.

Wir fordern deshalb das Schweizer 
Parlament und den Bundesrat auf, öf-
fentlich anzukündigen, dass allen russi-
schen Deserteuren, allen jungen Russen, 
die die Einberufung zum Militärdienst 
verweigern, und allen in Russland le-
benden Personen, denen aufgrund ihrer 
Ansichten zum Krieg Repressionen und 
Gefängnis drohen, das Recht auf Asyl 
in der Schweiz gewährt wird. Die Trag-
weite einer solchen öffentlichen An-
kündigung seitens der schweizerischen 
Behörden würde als Aufforderung zum 
Ungehorsam gegenüber einer ungerech-
ten Regierung verstanden werden.»

Voranzeige
Die Schweiz als Friedensstifterin
Veranstaltung der Gesellschaft Schweiz-UNO 
sowie der Schweizerischen und Aargauer Of-
fiziersgesellschaft

Mittwoch, 17. August 2022 um 18 
Uhr in der Berufsschule Aarau.
Referate: Die Schweiz im UNO-Sicherheitsrat, 
Auslandseinsätze der Armee sowie von Pa
trick Gauchat, dem Chef der UNO-Friedens-
mission zur Überwachung des Waffenstill-
stands im Nahen Osten (UNTSO), unter der 
Leitung von Markus Heiniger, ehemals EDA/
DEZA. 
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Reportage: Am Tag, als der Krieg begann

Studieren im Luftschutzkeller
Odessa wird von russischen Raketen 
beschossen. Derweil geht das Studium 
weiter. Ein ukrainischer Journalismus-
Student berichtet (Übersetzung von 
Diana Schenkel).

/ Vladyslav Vigel /

Als der Krieg ausbrach, schliefen in 
Odessa die meisten noch und erfuhren 
vom Beginn der Gewalt erst durch An-
rufe von FreundInnen oder Verwandten. 
Ich bin da keine Ausnahme. Der Anruf 
eines Freundes riss mich aus dem Schlaf. 
Er sagte nur: «Der Krieg hat begonnen!» 
Ich sprang sofort aus dem Bett und rann-
te zu meinen Eltern, aber sie waren schon 
wach und hatten bereits aus den Nach-
richten vom Krieg erfahren. Wir waren 
alle schockiert.

Nach dem Frühstück ging ich gleich 
mit einem Freund zum nächsten Le-
bensmittelgeschäft, um Trinkwasser 
und lang haltbare Lebensmittel zu kau-
fen. Auf dem Weg zum Laden sahen wir 
bereits viele Menschen mit Koffern die 
Strassen hinunterrennen. Einige war-
fen Dinge in ihre Autos, andere trugen 
schwere Taschen voller Lebensmitteln. 
Als wir im Laden ankamen, waren einige 
Regale schon leer. Wir standen über eine 
Stunde lang in der Schlange zur Kasse.

Wieviele Gräueltaten gelangen noch 
an die Öffentlichkeit?
Viele BewohnerInnen von Odessa mel-
deten sich noch am gleichen Tag freiwil-
lig zur Verteidigung der Stadt. Andere 
machten sich sofort daran, im Kranken-
haus Blut zu spenden, Tarnnetze zu 
weben und Barrikaden zur Stadtver-
teidigung zu bauen. Die UkrainerInnen 
waren vom ersten Tag an so vereint wie 
nie zuvor. Alle helfen grossherzig mit 
und jede/r tut, was er/sie kann.

Meine KlassenkameradInnen und 
FreundInnen leben in den verschiedens-
ten Regionen der Ukraine, aber es gibt 
keine Person, die von diesem Krieg nicht 
betroffen ist. Es ist für mich schwierig, 
es einen Krieg zu nennen, weil es ei-
gentlich ein echter Völkermord an den 
UkrainerInnen ist. Es wurden schon 
so viele ZivilistInnen getötet! Mehr 
als 20’000 allein in Mariupol. So viele 

wurden vergewaltigt und verstümmelt, 
sogar Kinder! Man will sich kaum vor-
stellen, wie viele weitere Gräueltaten 
nach dem Sieg der Ukraine an die Öf-
fentlichkeit gelangen werden. Denn es 
gibt Städte und Dörfer, die immer noch 
unter russischer Besatzung sind. Goo-
gelt die Worte Butscha, Irpin, Mariupol, 
Charkiw. Sie stehen nur für einen Teil 
der Katastrophe, die der russische An-
griff auf meine Heimat verursacht hat.

Heulen die Sirenen los... 
Die Veranstaltungen meiner Uni finden 
jetzt online statt. Für mein Journalis-
mus-Studium muss ich als Hausaufgabe 
mehrmals pro Woche Videos drehen. 
Aber es ist momentan gefährlich auf den 
Strassen und während des Krieges ist es 
sowieso verboten, Videos und Fotos zu 
machen. Die Schwierigkeit besteht also 
darin, Ideen für ein Video zu finden, die 
sich zu Hause realisieren lassen. Wäh-
rend dem Unterricht gilt die Regel: Heu-
len die Sirenen los, weil ein Luftalarm 
ausgelöst wurde, werden die Lektionen 
sofort abgebrochen und alle Studieren-
den bringen sich in Sicherheit.

Jetzt haben auch alle UkrainerInnen 
immer eine Notfalltasche mit den wich-
tigsten Gegenständen bereit, um sich 
sofort in den Luftschutzkeller begeben 
zu können. Ich werde mich für immer 
an den ersten Abstieg in den Keller er-
innern. Wie ich mich schnell anzog, 
meinen Hamster und meinen Hund 
packte und mich mit meinen Eltern so 
schnell wie möglich im Keller in Sicher-
heit brachte.

«Aus dem dem Fenster heraus
sehe ich Raketen»
Seit Beginn des Krieges habe ich es mir 
zur Hauptaufgabe gemacht, mich aktiv 
an der Information über den Krieg zu 
beteiligen. Ich will die wahren Gescheh-
nisse beleuchten und meine Gedanken 
in die Welt hinaustragen. Über Insta-
gram wurde ich von einem Journalisten 
einer tschechischen Zeitung entdeckt, 
für mich ein grosses Glück. Für die Zei-
tung schreibe ich nun ein Kriegstage-
buch aus Odessa.

Ich hätte mir nie vorstellen können, 
Raketen nicht nur als Ausstellungsobjekt 

in Museen, sondern auch vor meinen 
Fenstern zu sehen. Auch dieses Bild wer-
de ich nie vergessen. Ich schaue abends 
aus dem Fenster und sehe Raketen, die 
eine nach der anderen aus dem Himmel 
fallen, sehr nahe. Es ist mir oft passiert, 
dass ich nicht zu Hause war, als Raketen-
angriffe stattfanden. Ich musste jeweils 
alles stehen und liegen lassen und zur 
nächstgelegenen Deckung rennen.

Es ist schrecklich: Du rennst, der 
Luftalarm ertönt, du hörst Explosionen. 
Doch fast scheint es so, als würde man 
sich an alles gewöhnen. Mittlerwei-
le reagieren die EinwohnerInnen von 
Odessa beim Ertönen der Sirenen, die 
den Beginn eines Luftangriffs ankündi-
gen, schnell und – man könnte sagen – 
professionell. Denn nach zwei Monaten 
Krieg wissen alle genau, was zu tun ist, 
wenn uns der Angriff trifft.

Sieben Raketen auf Odessa
Wir haben in der Ukraine in den letzten 
zehn Jahren so viele Krisen durchlau-
fen. Seit 2014 leben die UkrainerInnen 
unter ständiger Anspannung: der Eu-
romaidan (die Revolution der Würde), 
die Annexion der Halbinsel Krim, der 
Krieg im Donbass, Covid-19 – und nun 
dieser Krieg in der gesamten Ukraine. 
Heute, während ich diesen Text schrei-
be, am 23. April 2022, einen Tag vor 
Ostern, haben die russischen Truppen 
sieben Raketen auf Odessa abgefeuert, 
auf meine geliebe Heimatstadt Odessa! 
Zwei davon trafen ein Hochhaus, acht 
Menschen wurden getötet, darunter ein 
Mädchen, das erst drei Monate alt war. 
18 Menschen wurden verletzt.

Es ist schrecklich zu sehen, dass die 
UkrainerInnen unter der Verrücktheit 
des Nachbarlandes leiden müssen. Aber 
ich glaube an eine bessere Zukunft. Ich 
bin mir sicher, dass die Ukraine den 
Krieg gewinnen wird, und bin stolz da-
rauf, Ukrainer zu sein! Ich liebe meine 
Heimat und alle UkrainerInnen! Ich 
danke allen Ländern für die Unterstüt-
zung der Ukraine! Die Ukraine braucht 
jetzt militärische Unterstützung, um die 
russische Armee schnell zu besiegen. 
Wir kämpfen nicht nur für unsere Zu-
kunft, sondern auch für ganz Europa 
und die Welt! Es lebe die Ukraine!
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Land 	 Wert CHF

Deutschland 	 123’380’258
Dänemark 	 96’166’992
USA 	 90’798’438
Rumänien 	 87’067’658
Botswana 	 63’466’976
Saudi-Arabien 	 51’366’741
Belgien 	 21’900’933
Irland 	 19’357’876
Spanien 	 18’475’249
Frankreich 	 17’460’117
Italien 	 15’364’570
Ungarn 	 13’022’963
Österreich 	 12’925’642
Norwegen 	 10’056’999
Australien 	 8’699’536
Grossbritannien 	 8’316’807
Niederlande 	 7’975’342
Schweden 	 7’126’438
Arabische Emirate 	 6’215’334
Slowakei 	 5’844’512
Oman 	 4’672’987
Bahrein 	 4’591’134
Tunesien 	 4’574’586
Kanada 	 4’390’334

Malaysia 	 3’959’395
Finnland 	 3’913’030
Estland 	 3’606’939
Brasilien 	 3’405’231
Pakistan 	 2’967’260
Litauen 	 2’731’869
Türkei 	 2’648’485
Katar 	 2’204’545
Tschechische Republik 	 1’872’984
Bulgarien 	 1’531’550
Südafrika 	 1’517’310
Indonesien 	 1’393’807
Algerien 	 1’282’176
Israel 	 1’197’826
Slowenien 	 1’040’690
Chile 	 858’778
Singapur 	 822’027
Japan			    642’616
Serbien 	 567’870
Djibouti 	 458’800
Südkorea 	 449’263
Bangladesh 	 439’378
Polen 	 357’016
Neuseeland 	 94’556

Die Waffenausfuhrstatistik 2021
Land 	 Wert CHF Land 	 Wert CHF

Luxemburg 	 73’277
Island 	 62’994
Kroatien 	 60’946
Zypern			                35’645
Portugal 	 30’195
Macau			                28’146
Lettland 	 21’278
Malta 	 18’407
Vatikan 	 16’998
Griechenland 	 11’535
Kuwait 	 7’245
Mexiko 	 6’400
Kosovo 	 5’920
Uruguay 	 4’133
Andorra 	 3’652
Neukaledonien 	 991
Jordanien 	 700
Hongkong 	 250
Indien 	 4

Total 67 Länder 	 742’803’271

 

Zur Waffenausfuhrstatistik 2021
Die offizielle Statistik der Ausfuhr von 
Schweizer Kriegsmaterial inklusive ei-
nem separaten Bericht zu den Kleinwaf-
fen, die das Staatssekretariat für Wirt-
schaft Seco jedes Jahr zusammenstellt 
und dieses Jahr recht spät, erst am 25. 
März 2022, publizierte, verzeichnet für 
2021 einen Umfang von 742,8 Millio-
nen Franken. Dies entspricht gegenüber 
2020, mit 901 Mio. Franken ein abso-
lutes Rekordjahr, einem Rückgang von 
158,4 Mio. bzw. 18 Prozent, was immer 
noch das zweithöchste Ergebnis seit An-
fang der 1980er-Jahre bedeutet.

Die fünf grössten Abnehmer von 
Kriegsmatgerial waren, mit Ausnah-
me von Indonesien, wie schon 2020 
Deutschland, Dänemark, die USA, Ru-
mänien und Botswana. Dabei handelt 
es sich bei Dänemark und Rumänien 
um Panzerwagen der Kreuzlinger Firma 
Mowag, die seit 2018 einen Milliarden-
auftrag abwickelt und dafür extra eine 
neue Fabrik in Tägerwilen TG gebaut 
hat. Auch bei Botswana handelt es sich 
um einen seit Jahren laufenden Mowag-
Panzerwagenauftrag.

Hingegen wurden nach Deutschland 
diverse Munitionsarten und -kompo-
nenten geliefert. Die seit Langem lau-

Jahr Kriegsmaterial Bes. mil. Güter            Total
2006 397’611’423   231’326’053 628’937’476
2007 464’482’098 493’035’484 957’517’582
2008 721’968’433 338’163’361 1’060’131’794
2009 727’722’790 228’328’366 956’051’156
2010 640’498’611 198’349’995 838’848’606
2011 872’684’995 1’104’728’925 1’977’413’920
2012 700’420’664 2’408’077’896 3’108’498’560
2013 461’192’174 405’270’501 866’462’675
2014 563’500’800 887’665’453 1’451’166’253
2015 446’550’281 1’165’128’164 1’611’678’445
2016 411’938’930 693’116’869 1’105’055’799
2017 446’813’934 70’613’282 517’427’216
2018 509’880’699 24’753’152 534’633’851
2019 727’960’644 19’605’603 747’566’247
2020 901’184’773 45’316’364 946’501’137
2021 742’803’271 58’620’018 801’423’289

Statistik Kriegsmaterial und besondere militärische Güter

fenden Munitionslieferungen in unser 
Nachbarland sind kürzlich ins Gerede 
gekommen, weil die deutsche Regierung 
Munition für die geplante Lieferung von 
Gepard-Panzern an die Ukraine benö-
tigte, was der Bundesrat in Berufung auf 

eine Nichtwiederausfuhrbestimmung 
verweigerte. Auffallend sind die anhal-
tenden Lieferungen an das im Jemen-
Krieg involvierte Saudi-Arabien, im-
merhin für 51 Mio. Franken. Das Seco 
begründet das trotz einem seit Länge-

26
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rem bestehenden Exportverbot damit, 
es würden nur noch Ersatzteile und 
Munition für frühere Waffen nachgelie-
fert. Bei diesen habe es sich um Flugab-
wehrsysteme gehandelt, bei denen kein 
Grund zur Annahme bestünde, dass 
sie im Jemen-Krieg eingesetzt würden.  
In den Nahen Osten wurden zudem 
Waffen in die Vereinigten Arabischen 
Emirate im Umfang von erheblichen 
6,2 Mio. Franken geliefert, nach Oman 
machten sie gut 4,6 Mio. aus, Bahrein 
erhielt Kriegsgerät für knapp 4,6 Mio. 
und Katar für 2,2 Mio. Franken.

Rund 65 Prozent des ausgeführten 
Kriegsmaterials waren für die 25 Länder 
bestimmt, die den vier internationalen 
Exportkontrollregimen für die Kontrol-
le strategisch sensibler Güter angehören 
(Gruppe der Atomlieferländer, Australi-
engruppe, Raketentechnologiekontroll-
regime, Wassenaar Vereinbarung). Nach 
Europa wurden 65 Prozent der Güter 
geliefert, nach Asien rund 11, nach Af-
rika 10, nach Amerika 13 und nach Aus-
tralien ein Prozent, was ungefähr der 
Vorjahresverteilung entspricht. Rund 40 
Prozent entfielen dabei auf Panzerfahr-
zeuge, 25 Prozent auf Munition und -be-
standteile, 12 auf Feuerleiteinrichtungen 
sowie 8 Prozent auf Kleinwaffen und 6 
Prozent auf Bestandteile von Kampf-
flugzeugen. Die restlichen 9 verteilten 
sich auf 9 weitere Kategorien.

Zu den sogenannten besonderen 
militärischen Gütern
Ausserhalb der offiziellen Statistik be-
wegen sich die sogenannten besonde-
ren militärischen Güter, die unter das 
Güterkontrollgesetz fallen – zu diesen 
zählen Aufklärungsdrohnen, Nachtsicht-
geräte, Entmagnetisierungsanlagen, Ent-
fernungsmesser, Wärmebildausrüstung, 
Schutzausrüstung für das Entschärfen 
von Sprengkörpern, Schutzwesten etc. 
Wer sich im Zusammenhang mit dem 
Ukrainekrieg mit den Waffenlieferungen 
befasst hat, die von der ukrainischen Poli-
tik und Armee dringend gewünscht wer-
den, kann die Bedeutung obiger Geräte 
für den Verteidigungskrieg ermessen.

Und natürlich fallen auch militäri-
sche Trainingsflugzeuge wie diejenigen 
der Firma Pilatus unter das Güterkont-
rollgesetz, die nicht als Kriegsmaterial 
deklariert werden, obwohl sie unver-
zichtbarer Bestandteil für eine effiziente 
Ausbildung der jeweiligen Luftwaffen 
bilden. Der Gesamtwert dieser «beson-
deren Güter» belief sich letztes Jahr auf 
58 Mio. Franken, was einer Steigerung 

gegenüber dem Vorjahr von 13 Mio. 
Franken entspricht (siehe die entspre-
chende Tabelle links unten auf Seite 26).

Zu den kleinen und leichten Waffen
Auch der Report zu den bewilligten 
kleinen und leichten Waffen (SALW) 
verzeichnet Zuwächse. Während Klein-
waffen für die Verwendung durch Ein-
zelpersonen erfasst werden (Revolver, 
Selbstladepistolen, Gewehre und Ka-
rabiner, Maschinenpistolen, Sturmge-
wehre und leichte Maschinengewehre) 
und vorwiegend an Polizei- und andere 
Sicherheits- bzw. Repressionskräfte aus-
geliefert werden, sieht es bei den «leich-
ten» Waffen, die von Mannschaften be-
dient werden, schon anders aus. Dazu 
gehören schwere Maschinengewehre, 
tragbare unter dem Lauf angebrachte 
und aufmontierte Granatwerfer, trag-
bare Flug- und Panzerabwehrkanonen, 
Leichtgeschütze, tragbare Abschussge-
räte für Panzer- und Flugabwehrflug-
körper und -raketen sowie um Mörser. 

Sie alle sind Geräte, die ihre kriegs-
wichtige Bedeutung in der Ukraine 
demonstriert haben. Allerdings: die Ex-

Montag, 8. August, 17:00 h, Haus der 
Begegnung, Aula
Gastvortrag von Thomas Greminger
Frieden in Europa: Welche Rolle spielt 
die Schweiz? (Teil 1)
Thomas Greminger ist ehemaliger Gene-
ralsekretär der OSZE und Direktor des 
Genfer Zentrums für Sicherheitspolitik. 
Ab 2010 war er Botschafter der Schweiz 
bei der OSZE und den Vereinten Natio-
nen. Während des OSZE-Vorsitzes der 
Schweiz im Jahr 2014 leitete er den Stän-
digen Rat der OSZE und war massgeb-
lich daran beteiligt, die Beobachtermis-
sion für die Ukraine zu errichten.

portbewilligungen dieser Waffenkatego-
rie machten kaum eine Million Franken 
von insgesamt 107,5 Mio. (im Vorjahr 68 
Mio.) aus, der Rest subsummierte sich 
unter «Kleinwaffen». Dabei bildeten die 
USA (46,6 Mio), Kanada (2,3 Mio.) sowie 
Frankreich 867’000 Franken) den Haupt-
harst – und auch hier tauchen die Ver-
einigten Arabischen Emirate mit Pistolen 
für über eine Million Franken auf. Wie 
erwähnt, handelt es sich hier um Bewilli-
gungen, deren Exporte sich über mehrere 
Jahre ausdehnen können oder die auch 
nicht unbedingt ausgeschöpft werden. Ef-
fektiv wurden nach dem Seco 2021 kleine 
und leichte Waffen für 57,5 Mio. Franken 
ausgeführt. Doch ohne Munition erfül-
len diese Waffen keinen Zweck, weshalb 
dazu noch Bewilligungen für deren Mu-
nition im Umfang von gut 79 Mio. Fran-
ken ausgestellt und für 74,3 Mio. Franken 
effektiv ausgeliefert wurden. Zusammen-
gerechnet wurden demgemäss im letz-
ten Jahr Waffen samt Munition für 186,3 
Mio. Franken bewilligt und für 131,8 Mio. 
effektiv exportiert. (pw)    

Zur wirtschaftlichen Bedeutung der 
Rüstungsindustrie siehe Seite 29. 

Montag, 8. August, 20:00 h, Haus der 
Begegnung, Aula
Podiumsgespräch mit Andreas Zumach, 
Journalist und Publizist; Angela Mattli, 
Public Eye; und Leandra Bias, Swisspea-
ce, Genderexpertin. Moderation: Lau-
rent Goetschel, Swisspeace.
Frieden in Europa: Welche Rolle spielt 
die Schweiz? (Teil 2)
Wie gelingt friedenslogisches Handeln 
in Zeiten von Krieg? Wo haben unsere 
Instrumente und Politiken versagt? Wie 
können wir eine neue Friedensarchitek-
tur in Europa gestalten, in der sich alle 
sicher fühlen? Welche Rolle kann die 
Schweiz dabei spielen?www.forumfriedenskultur.ch/ilanzer-sommer/

Voranzeige
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Die Kraft der Literatur, wie sie in den 
Gedichten von Halyna Petrosanyak 
spürbar wird, zeigt sich in zahlreichen 
Werken von ukrainischen Autorinnen 
und Autoren. Die hier aufgeführten Ti-
tel sind nur eine Auswahl. Die Ausein-
andersetzung mit diesen Werken lohnt 
sich, sie öffnen den Blick, erzählen 
historische Hintergründe, blicken er-
staunlich oft in eine Zukunft, die heute 
Gegenwart ist.

/ Liliane Studer /

Die ukrainische Autorin und Dichte-
rin Halyna Petrosanyak, geboren 1969 
in den ukrainischen Karpaten, lebt sei 
2016 in Basel. Sie übersetzt aus dem 
Deutschen ins Ukrainische, schreibt 
Prosa und Lyrik. 2021 ist ihr erster Ro-
man in der Ukraine erschienen. Seit 
Februar 2022 können auch deutsch-
sprachige LeserInnen die Gedichte von 
Halyna Petrosanyak entdecken: Die 
Sammlung mit dem etwas sperrigen Ti-
tel Exophonien – was Ruth Schweikert 
in ihrem Vorwort mit «Anderssprachig-
keiten» übersetzt – umfasst eine Aus-
wahl an Gedichten aus verschiedenen 
auf Ukrainisch erschienenen Bänden. In 
ihren Texten thematisiert die Dichterin 
die Mehrsprachigkeit ebenso wie das 

Zusammenleben verschiedener Ethnien 
und die ukrainische Offenheit gegen-
über dem Westen. Andere Gedichte er-
zählen von der Liebe, von der Hoffnung.

Vielleicht
funkelt heute
die kostbare Nadel der Wünsche
in einem von hundert
Heuschobern.
(Selbstübersetzung)

Manches Gedicht liest sich nach Aus-
bruch des Krieges nochmals ganz anders 
und erhält eine überraschende Brisanz. 
Etwa das Gedicht Du sollst dich nicht 
wehren, das 2014 nach dem russischen 
Einmarsch in den Donbass entstand und 
die europäische Beschwichtigungshal-
tung schon damals heftig kritisierte.

Sei 
gescheit:
lass dich
nett lächelnd
in Stücke zerreissen
und vergiss alles.
Das würden wir tun,
wären wir du,
sicher, 
ganz sicher.
(Übersetzt von Maria Weissenböck)

Exophonien ist kurz vor dem russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine erschie-
nen. Dadurch erfährt für einmal auch 
ein Gedichtband einer bislang wenig be-
achteten Autorin grosse Aufmerksam-
keit. Halyna Petrosanyak wird an Lesun-
gen und Diskussionsrunden eingeladen. 
Halyna Petrosanyak: Exophonien. Gedichte. Mit 
einem Vorwort von Ruth Schweikert. Der gesunde 
Menschenversand 2022 (Reihe essais agités, hrsg. 
von Alit – Verein Literaturstiftung). 

Andrej Kurkow
Der bekannte Krimiautor Andrej Kur-
kow, der 1961 in St. Petersburg geboren 
wurde und seit seiner Kindheit in Kiew 
lebt, gehört zu den wichtigsten zeitge-
nössischen ukrainischen Autoren. In 
Graue Bienen erzählt er vom Bienen-
züchter Sergej, der im Donbass lebt, wo 
ukrainische Kämpfer und prorussische 
Separatisten sich bekriegen. Er will da-
von jedoch nichts wissen und hält sich 

ganz an die Ordnung, die im Bienenvolk 
gilt. Bis er eines Tages aufbricht und die 
Bienen dorthin bringt, wo sie in Ruhe 
Nektar sammeln können.

Im Juli 2022 erscheint mit Samson 
und Nadjeschda ein weiterer Kriminal-
roman, der 1919 in Kiew spielt, unmittel-
bar nach der Russischen Revolution. Und 
im August 2022 legt Kurkow bei Haymon 
den Band Die Vermessung des Krieges 
vor, in dem er direkt aus der Ukraine über 
den Krieg berichtet, historische Kon-
tinuitäten aufzeigt und den Kampf der 
UkrainerInnen um Selbstbestimmung 
und Menschlichkeit begreifbar macht.
Andrej Kurkow: Graue Bienen. Roman. Aus dem 
Russischen von Sabine Grebing und Johanna 
Marx. Diogenes 2021.

Tanja Maljartschuk 
Tanja Maljartschuk ist 1983 in der Ukrai-
ne geboren und auch dort aufgewachsen, 
seit 2011 lebt und arbeitet sie in Wien. 
Seit dem Euromaidan und der Annexion 
der Krim bezieht sie Stellung, schreibt, 
erklärt, diskutiert. Am diesjährigen Li-
teraturfestival Leukerbad (24.–26. Juni) 
wird Tanja Maljarschuk im Gespräch mit 
dem Historiker Karl Schlögel zu hören 
sein. In ihrem Roman Blauwal der Er-
innerung schreibt sie von einem verges-
senen ukrainischen Volkshelden, dessen 
Leben mit jenem der Ich-Ezählerin ver-
knüpft wird. Der Roman beeindruckt 
durch seine Sprache und seine Aktualität.
Tanja Maljartschuk: Blauwal der Erinnerung. Ro-
man. Aus dem Ukrainischen von Maria Weissen-
böck. Kiepenheuer & Witsch 2018.

Katja Petrowskaja 
1970 in Kiew geboren, lebt Katja Petrow-
skaja seit 1999 in Berlin. Ihr Debüt Viel-
leicht Esther erschien 2014 und war sehr 
erfolgreich. Sie erzählt die Geschichte 
ihrer Grossmutter Esther, die 1941 im 
besetzten Kiew allein zurückblieb, sie 
macht sich auf die Spuren des Grosson-
kels, der 1932 ein Attentat auf den deut-
schen Botschaftsrat in Moskau verübte, 
fragt nach «Simon, dem Hörenden», der 
in Warschau im 19. Jahrhundert ein Wai-
senhaus für taubstumme jüdische Kin-
der gründete. Auch diese Geschichten 
lesen sich heute wie eine Vorgeschichte 
zu den Geschehnissen in der Ukraine. 

Eben ist von Katya Petrowskaja der 
Band Das Foto schaute mich an erschie-
nen mit den Foto-Kolumnen, die die 
Autorin seit 2015 in der Frankfurter All-
gemeinen Sonntagszeitung veröffentlicht 
hat. Entstanden sind knappe Porträts 
auf kleinstem Raum, die Geschichten 

Die Kraft der Literatur
Eine Auswahl von Texten ukrainischer AutorInnen

Halyna Petrosanyak



FRIEDENSZEITUNG 41/2229

Im Zusammenhang mit der Veröffent-
lichung der Zahlen zur Kriegsmaterial-
ausfuhr 2021 hat das Seco den Bericht 
«Die volkswirtschaftliche Bedeutung 
der Schweizer Rüstungsindustrie»* auf 
seine Homepage gestellt. Wir zitieren 
im Folgenden einige Passagen aus der 
Zusammenfassung des Berichts:

«Eine zentrale Aufgabe des Staates ist 
es, die Sicherung des inneren und äusse-
ren Friedens sowie die Sicherheit seiner 
Bürgerinnen und Bürger zu gewährleis-
ten. Als wichtiges Element der Schwei-
zer Sicherheitspolitik gilt eine an die 
Bedürfnisse der Landesverteidigung an-
gepasste industrielle Kapazität zur Her-
stellung von Rüstungsgütern (Artikel 1 
des Kriegsmaterialgesetzes).

In der medialen Öffentlichkeit wird 
neben sicherheitspolitischen Überlegun-
gen regelmässig auch über die ökonomi-
sche Bedeutung der Rüstungsindustrie 
diskutiert. Eine umfassende Faktenbasis 
zur volkswirtschaftlichen Einordnung 
fehlt allerdings bislang. Diese Informati-
onslücke soll mit der vorliegenden Studie 
geschlossen werden. Im Zentrum stehen 
hierbei die Wertschöpfung und die Zahl 
der Arbeitsplätze, welche mit der wirt-
schaftlichen Aktivität der Rüstungsindus-
trie in der Schweiz verbunden sind.

Sämtliche Berechnungen wurden für 
das Jahr 2019 durchgeführt. Gemessen 
an den Exporten von Kriegsmaterial 
und besonderen militärischen Gütern 
kann dieses Jahr als gutes, wenn auch 
nicht aussergewöhnliches Geschäftsjahr 
der Rüstungsindustrie beschrieben wer-
den. Das Jahr 2020 stellt hingegen ge-
messen an den Kriegsmaterialexporten 
ein ausserordentliches Jahr dar. Zudem 
ist für das Jahr 2020 eine Quantifizie-
rung struktureller Zusammenhänge so-
wie eine aussagekräftige Einordnung der 
Effekte in den gesamtwirtschaftlichen 
Kontext aufgrund der Verwerfungen der 
Corona-Pandemie kaum möglich.

Ein erster Teil der Studie besteht in 
der Erstellung eines volkswirtschaftli-
chen Portraits der Schweizer Rüstungs-
güterindustrie. (...) Der Anteil der Rüs-
tungsgüterindustrie an der industriellen 
Wertschöpfung liegt bei 1,2 Prozent. 
Bezogen auf die Zahl der Arbeitsplätze 
liegt der Anteil am Werkplatz Schweiz 

bei 1,5 Prozent. In Relation zur gesamten 
Schweizer Volkswirtschaft liegt der An-
teil bei knapp über einem Fünftel Prozent 
(0,22 Prozent an der gesamten Wert-
schöpfung, 0,23 Prozent an der Zahl der 
Arbeitsplätze). (...)

Die unmittelbar bei den Herstellern 
der Rüstungsgüter erwirtschaftete Wert-
schöpfung beträgt 858 Mio. Franken, was 
einem Anteil von 0,12 Prozent an der ge-
samten Wirtschaftsleistung der Schweiz 
und 0,6 Prozent der industriellen Wert-
schöpfung entspricht. (...) Unter Einbe-
zug vorgelagerter Wertschöpfungsketten 
ergibt sich durch die Rüstungsgüterpro-
duktion in der Schweiz eine Wertschöp-
fung von 1’256 Mio. Franken. Das ent-
spricht einem Anteil von 0,18 Prozent an 
der Gesamtwirtschaft. (...)

Berücksichtigt man zusätzlich auch 
die Effekte aus der Produktion zivil ge-
nutzter Güter, ergibt sich bei den Un-
ternehmen der Rüstungsindustrie eine 
Wertschöpfung von 1’583 Mio. Fran-
ken. Die Multiplikatoreffekte in anderen 
Branchen belaufen sich auf insgesamt 
708 Mio. Franken. Der gesamte Wert-
schöpfungseffekt unter Einbezug vorge-
lagerter Wertschöpfungsketten beträgt 
damit 2’291 Mio. Franken. Das ent-
spricht einem Anteil von 0,32 Prozent an 
der Schweizer Wirtschaft.»

Kommentar
Mit Grafiken und Tabellen wird ein 
«Economic Footprint» darzustellen ver-
sucht. Aber auch nur den kleinsten Hin-
weis auf einen solchen sucht man ver-
gebens. Es wäre ja noch schöner, wenn 
auch nur der geringste Schatten auf die 
für die Sicherheit der Schweiz unabding-
bare Rüstungsindustrie fallen würde. 
Und selbstverständlich gibt es auch keine 
Überlegungen dazu, ob diese Produktion 
im Inland für die Sicherheit der Schweiz 
eine Notwendigkeit darstellt und ob al-
lenfalls ein Einkauf im Ausland nicht we-
sentlich günstiger sein könnte. Und noch 
viel selbstverständlicher wird der Aspekt 
ausgeblendet, wie viele Opfer der Einsatz 
von exportiertem Kriegsmaterial aus der 
Schweiz im Rest der Welt kostet.        (rt)

* Die volkswirtschaftliche Bedeutung der Schwei-
zer Rüstungsindustrie. Studie im Auftrag des 
Staatssekretariates für Wirtschaft Seco, Basel, Sep-
tember 2021; Herausgeber: BAK Economics AG.

Zur wirtschaftlichen Bedeutung 
der Schweizer Rüstungsindustrie

erzählen und Einblick geben in intime 
Momente zwischen Autorin und port-
rätierter Person.
Katya Petrowskaja: Das Foto schaute mich an. 
Suhrkamp 2022.

Serhij Zhadan
Obwohl Serhij Zhadan seinen Roman 
Internat bereits 2017 auf Ukrainisch 
veröffentlicht hat, liest er sich heute, als 
wäre er direkt in den Wochen nach dem 
24. Februar 2022 geschrieben worden. 
Der Lehrer Pascha, der eigentlich nichts 
mit Politik am Hut hat, wird mit dem 
Krieg konfrontiert und kann sich nicht 
mehr entziehen. Er entscheidet, seinen 
Neffen auf der anderen Seite der Stadt 
aus dem Internat zu holen und in Si-
cherheit zu bringen. Seine Odyssee quer 
durch die Stadt, durch vertraute Gegen-
den, die jetzt zerstört sind, mit Aufent-
halten in überfüllten Bahnhöfen, ver-
mittelt alles über den Krieg, wie er heute 
geführt wird. Serhij Zhadan ist 1974 in 
Starobilsk/Gebiet Luhansk geboren und 
lebt in Charkiw. Er publiziert seit 1995 
Gedichtbände und Prosawerke. Bekannt 
geworden im deutschsprachigen Raum 
ist er mit dem Roman Die Erfindung des 
Jazz in Donbass.
Serhij Zhadan: Internat. Aus dem Ukrainischen 
von Juri Durkot und Sabine Stöhr. Suhrkamp 2018.

Seit einiger Zeit versenden wir un-
seren elektronischen Newsletter an 
interessierte Abonnentinnen und 
Abonnenten, uns nahestehende Or-
ganisationen sowie Medien. Er er-
scheint viermal im Jahr, jeweils kurz 
vor der neuen FRIEDENSZEITUNG. 
Neben einem Hinweis auf Schwer-
punkte der aktuellen Ausgabe ma-
chen wir auch auf interessante Ver-
anstaltungen und Themen, die uns 
am Herzen liegen, aufmerksam. 

Der Newsletter hat ein gutes 
Echo gefunden. Wir würden ihn 
gerne allen Interessierten zustel-
len. Wenn Sie ihn künftig erhalten 
möchten, melden Sie uns doch Ihre 
E-Mail-Adresse. Sie wird garantiert 
nur für den Newsletter und nur 
alle drei Monate verwendet, damit 
Sie sich auf die neuste Ausgabe der 
FRIEDENSZEITUNG freuen können.
Bestellungen an info@friedensrat.ch 

Abonnieren Sie den 
Newsletter des SFR
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VERANSTALTUNG
MITTWOCH · 8. JUNI 2022
20 UHR · HOTEL BERN · BERN

Der Krieg in der Ukraine dauert an. Jeder Kriegstag bringt neues 
Leid hervor, laufend kommen neue Gräueltaten ans Licht. Krieg 
kennt keine Sieger. Die Bemühungen der Weltgemeinschaft müssen 
auf ein möglichst rasches Ende der Gewalt abzielen. 

Der russische Angriffskrieg ist selbstredend nicht nur ein 
ukrainisches und nicht nur ein militärisches Problem. Er wirft auch ein 
– erneutes – Schlaglicht auf globale gesellschaftliche Verhältnisse, die 
weder sozial noch wirtschaftlich noch ökologisch nachhaltig sind. 

Gerade auch die Schweiz als wichtige Drehscheibe 
des internationalen Rohstoffhandels und als sicherer Hafen für  
Gelder von Potentaten und Oligarchen aus  
autoritären Regimen steht in der Verantwortung. Sie hat dazu  
beigetragen, Putin aufzubauen und seine Kriegskasse zu füllen. 

Vor diesem Hintergrund findet im Anschluss an die Denknetz- 
Mitgliederversammlung eine Veranstaltung zu den politischen  
Folgen des Ukraine-Krieges statt. 

• Welche Schlüsse muss die Schweizer Linke aus dem Krieg ziehen?

• Wie stellt sie sich zu den aufkeimenden Aufrüstungsdebatten,  
wie zur neuen «geistigen Aufrüstung» des Westens? 

• Wie lässt sich gerade jetzt den Forderungen nach einem  
sauberen Finanz- und Handelsplatz und einer postfossilen  
Energieversorgung Schub verleihen? Und was kann feministische 
Friedenspolitik im aktuellen Kontext bewirken? 

Diese und weitere Fragen diskutieren u.a. der Historiker Jo Lang 
(ehemaliger Nationalrat, Gründungsmitglied der GSoA) und Anne­

marie Sancar, Programm beauftragte 
für die Ukraine bei FriedensFrauen Weltweit. 
Marionna Schlatter, Nationalrätin 
der Grünen ZH Moderiert wird die Debatte 
von Denknetz-Präsidentin Ruth  
Daellenbach. 

WWW.DENKNETZ.CH

—
Tag der Aussenpolitik 2022
Journée de la politique étrangère 2022

—
Sicherheit neu denken – friedens-, klima- 
und europapolitisch

 Schweiz in der UNO
 EUropa und die Schweiz

Samstag, 18. Juni 2022 
9.30 – 16 Uhr
Im «Progr» in Bern

—
Repenser la sécurité – en termes de politique 
de paix, climatique et européenne

 La Suisse à l’ONU
 L’Union européenne et la Suisse

Samedi, 18 juin 2022 
9 h 30 – 16 h 00
Au « Progr » à Bern

—
Schweiz in der UNO: Sicherheit neu denken – friedens-, klima-  
und entwicklungspolitisch 
Krieg in Europa. Tote, Verletzte, zerstörte Städte und Infrastrukturen, Millionen Men-
schen auf der Flucht. Weltweit gibt es in mehr Staaten als in den letzten 30 Jahren 
gewaltsame Konflikte. Die UNO, die Frieden und Sicherheit gewähren sollte, ist ge-
schwächt. Doch es braucht sie jetzt erst recht. Auch die Schweiz wird als Mitglied im 
UNO-Sicherheitsrat gefordert sein. Als Land, das keinem Machtblock angehört und 
neutral ist, hat sie eine wichtige Rolle wahrzunehmen. Welche Ziele setzt sich die 
Schweiz, welche Erwartungen sind mit einem Einsitz im Sicherheitsrat verbunden? 

Die Umsetzung der UNO-Agenda 2030 für die nachhaltigen Entwicklungsziele ist 
in höchster Gefahr. Armut nimmt zu statt ab. Der Klimawandel setzt sich fort, die 
Ziele des Pariser Abkommens drohen verfehlt zu werden. Ökologische Katastrophen 
zwingen Menschen zur Flucht und verursachen neue Konflikte. Die Zeit drängt.  
Ist die Schweiz auf Kurs?  

EUropa und die Schweiz: das Verhältnis neu denken
Europa befindet sich an einer Zeitenwende. Was vor dem Krieg in der Ukraine war, 
gilt nicht mehr. Sicherheit wird neu definiert. Nicht nur militärisch, ganz besonders 
auch energiepolitisch und handelspolitisch. Die EU will ihre Autonomie stärken. 
Wie wirkt sich dies auf die Schweiz aus? Bei den wirtschaftlichen Sanktionen, in der 
Flüchtlingspolitik, in der Energiepolitik, in der Sicherheitspolitik. Befindet sich nicht 
auch das Verhältnis der Schweiz zur EU an einer Zeitenwende?

—
La Suisse à l’ONU: repenser la sécurité – en termes de politiques de paix,  
climatique et de développement
La guerre en Europe. Des morts, des blessés, des infrastructures et des villes détruites, 
des millions de personnes en fuite. Dans le monde, le nombre d’États impliqués dans 
des conflits violents’ n’a jamais été aussi élevé au cours des 30 dernières années. L’ONU 
qui devrait garantir la paix et la sécurité est affaiblie. Mais elle est plus nécessaire que 
jamais. En tant que pays neutre et n’appartenant à aucun bloc de pouvoir, la Suisse 
aura un rôle important à jouer. Quels objectifs la Suisse se fixe-t-elle, quelles sont les 
attentes liées au fait de siéger au Conseil de sécurité de l’ONU?

La mise en œuvre de l’Agenda 2030 de l’ONU pour les objectifs de développement 
durable est en grand danger. La pauvreté augmente au lieu de diminuer. Le changement 
climatique se poursuit, les objectifs de l’accord de Paris risquent de ne pas être atteints. 
Les catastrophes écologiques forcent les gens à fuir et provoquent de nouveaux conflits. 
Le temps presse. La Suisse est-elle sur la bonne voie?  

L’Union européenne et la Suisse: repenser les rapports
L’Europe se trouve à un tournant. Ce qui était vrai avant la guerre en Ukraine ne l’est 
plus aujourd’hui. La sécurité est redéfinie. Non seulement sur le plan militaire mais 
aussi et surtout sur le plan énergétique et le plan commercial. L’UE veut renforcer son 
auto nomie. Cela a-t-il des répercussions sur la Suisse? Dans les sanctions économiques, 
dans la politique d’asile, dans la politique énergétique, dans la politique de sécurité.  
Les relations entre la Suisse et l’UE sont-elles aussi à un tournant?

— 
09.00 Türöffnung | Ouverture des portes

09.30  Begrüssung | Mots de bienvenue
 Christa Markwalder (Nationalrätin) und Ulrich Lehner 

(a. Botschafter)

09.45 Interview Botschafterin | ambassadrice Pascale Baeriswyl 
(Vertreterin der Schweiz bei der UNO/Représentante de la 

 Suisse auprès de l’ONU)  

10.15 Die Schweiz im UNO-Sicherheitsrat, Ziele und Erwartungen
 La Suisse au Conseil de sécurité de l’ONU, objectifs et attentes
 Angela Müller (GSUN Association Suisse – ONU),  

Flavio Milan (EDA/DFAE, stv. Leiter Abt. UNO)
 Roland Fischer (GLP-Nationalrat/conseiller national 

vert’libéral), Fabien Merz (CSS/ETHZ) 

11.00 Pause | Pause

11.25 Die Schweiz und die UNO-Agenda 2030: Ist die Schweiz auf 
Kurs? | La Suisse et l’agenda 2030 de l’ONU: la Suisse est-elle sur 
la bonne voie?

 Jacques Ducrest (EDA-DFAE), Eva Schmassmann (Plattform 
Agenda 2030), Fabian Ottiger (foraus)   

12.15 Pause und Buffet | Pause et buffet

13.20 Ateliers – interaktiver Austausch zu Sicherheitsrat und den 
Fragen Public Health, Frauen und Frieden, Agenda 2030 und 
Einbezug der Zivilgesellschaft | Ateliers – echanges interactifs 
sur le Conseil de sécurité et les questions de santé publique, 
femmes et paix, Agenda 2030 et Implication de la société civile

14.30 Europa – Sicherheit neu denken | Europe – Repenser la sécurité 
 Reinhard Bütikofer (Europäisches Parlament, Grüne Partei) 

15.00 Die Schweiz und die Zeitenwende in Europa | La Suisse et le 
changement d’époque en Europe

 Regula Rytz (a. Nationalrätin), Eric Nussbaumer (Nationalrat), 
Patrick Dümmler (Avenir Suisse)

15.50 Schlusswort | Conclusions 

16.00 Abschluss | Fin de la manifestation 
 Apéro | Apéritif

—
Tag der Aussenpolitik 2022
Journée de la politique étrangère 2022

—
Sicherheit neu denken – friedens-, klima- 
und europapolitisch

 Schweiz in der UNO
 EUropa und die Schweiz

Samstag, 18. Juni 2022 
9.30 – 16 Uhr
Im «Progr» in Bern

—
Repenser la sécurité – en termes de politique 
de paix, climatique et européenne

 La Suisse à l’ONU
 L’Union européenne et la Suisse

Samedi, 18 juin 2022 
9 h 30 – 16 h 00
Au « Progr » à Bern
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Die nächste Ausgabe erscheint
Mitte September 2022Europa steht vor enormen Herausfor-

derungen: Die Gewaltkonflikte in Berg-
karabach und der Ukraine bedrohen den 
Frieden in Europa, die Spannungen zwi-
schen den USA und China geraten zu-
sehends zu einem Grossmachtkonflikt, 
in dem Europa seine Rolle noch finden 
muss, und die Debatten über die «euro-
päische Souveränität» vernachlässigen 
die friedenspolitischen Prioritäten zu-
gunsten militärischer Fähigkeiten. Die 
Auswirkungen der Covid-19-Pandemie 
auf den globalen Süden erfordern zudem 
neue Akzente in der Entwicklungspoli-
tik. Zugleich hält weltweit der besorg-
niserregende Trend zur Entdemokrati-
sierung an. Das Friedensgutachten 2021 
analysiert diese Entwicklungen und gibt 
Empfehlungen für die Politik.

Das Friedensgutachten 2021 ana-
lysiert vor diesem Hintergrund aktuelle 
Gewaltkonflikte, zeigt Trends der inter-
nationalen Aussen-, Sicherheits- und 
Entwicklungspolitik auf und gibt Emp-
fehlungen für Bundesregierung und 
Bundestag. Die deutschen Friedensfor-
schungsinstitute geben das Gutachten 
seit 1987 heraus.

BICC Bonn International Center for Conflict Stu-
dies / HSFK Leibniz-Institut Hessische Stiftung 
Friedens- und Konfliktforschung / IFSH Institut für 
Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der 
Universität Hamburg / INEF Institut für Entwick-
lung und Frieden

Jan Pospisil

Konfliktlandschaften
des Südsudan
Fragmente eines Staates

Nach einem jahrzehntelangen Bürger-
krieg erlangt die Republik Südsudan am 
9. Juli 2011 ihre Unabhängigkeit. Doch 
trotz aller Bemühungen um einen fried-
lichen Staatsaufbau nimmt die erste 
Dekade der Eigenstaatlichkeit einen ge-
waltsamen Verlauf: Im Dezember 2013 
schlittert der Südsudan in einen blutig 
geführten Bürgerkrieg, der sich nicht als 
einheitlicher Konflikt mit klar definier-
baren Parteien, sondern zu einem Amal-
gam komplex verschachtelter Konflikt-
landschaften entwickelt. In analytischen 
Vignetten, die verschiedene Regionen 
sowie die nationale und internationale 
Dimension des Bürgerkrieges untersu-
chen, gibt Jan Pospisil einen Einblick in 
die südsudanesische Konfliktrealität.

Europa kann
mehr!

Das Friedensgutachten 2021

25.05.22, 18:14Veranstaltungen - FriedensFrauen Weltweit

Seite 3 von 6http://www.1000peacewomen.org/de/aktivitaeten/veranstaltungen/abr…sche-perspektiven-auf-friedenspolitiken-und-sicherheit-44-29.html

Gemeinsam mit unserem weltweiten Netzwerk von Aktivistinnen führen wir eine
Workshopreihe zu feministischer Friedenspolitik, Abrüstung und
Entmilitarisierung durch. Der dritte Anlass findet vom 23.-24. Juni 2022 in Bern
statt.
3. Veranstaltung, 23.-24. Juni 2022
«Entmilitarisierung und Abrüstung: Feministische Perspektiven auf
Friedenskulturen und tatsächliche Sicherheit»
Unter diesem Titel findet am 23. Juni in Bern ein ö"entliches Podiumsgespräch
mit Fachfrauen und Aktivistinnen aus Europa, Kosovo, der Ukraine und dem
Libanon statt. Im Zentrum stehen die Interaktion von Krieg, Wirtschaft und Klima
sowie die Auswirkungen von Militarismus auf die Psyche der Menschen.  Unsere
Präsidentin Ruth-Gaby Vermot-Mangold führt in die Podiumsdiskussion ein. 
Podiumsteilnehmerinnen:
- Olena Zinenko, KFR Public Alternative, Ukraine, und Koordinatorin der Projekte
von FriedensFrauen Weltweit in der Ostukraine 
- Shirin Jurdi, feministische Friedensaktivistin, Mitglied des internationalen
Vorstands von Women’s International League for Peace and Freedom WILPF und
Koordinatorin von WILPF MENA-Region, Libanon
- Shukrie Gashi, Expertin für die Prävention von gewalttätigem Extremismus, und
Hilmije Ramabaja, Trainingmanagerin bei Partners Kosova Center for Conflict
Management und Koordinatorinnen des von FriedensFrauen Weltweit finanzierten
Projekts “Women Breaking Silence, Changing Narratives”, Kosovo  
Der Anlass findet am 23. Juni von 18.15-20.30 Uhr an der Universität Bern statt. Es
wird Englisch gesprochen. Anmeldungen bitte bis zum 20. Juni an:
carla.weymann@1000peacewomen.org.
Diese Veranstaltung findet im Rahmen eines Fachsymposiums statt, das am 23.
und 24. Juni durchgeführt wird. Wenn Sie sich für eine Teilnahme an diesem
Symposium interessieren, schicke Sie bitte bis zum 10. Juni ihre Anmeldung an die
erwähnte E-Mail-Adresse. Das Programm finden Sie hier (Englisch).
2. Webinar, 25. Juni 2021
Genuine Sicherheit – Feministische Visionen
Unsere virtuelle Diskussionsreihe zu feministischer Friedenspolitik, Abrüstung und
Entmilitarisierung setzt sich am 25. Juni fort: Feministinnen aus dem «Globalen
Norden» und dem «Globalen Süden» tre"en sich virtuell, um unterschiedliche
Verständnisse von Sicherheit zu diskutieren.  
Auf der einen Seite prägen wa"enexportierende Länder ein militarisiertes
Konzept von Sicherheit. Auf der anderen suchen Frauenorganisationen mit Blick
auf die Folgen bewa"neter Interventionen nach Wegen zu einer nachhaltigen und
alltagsrelevanten Sicherheit. Die Teilnehmerinnen teilen die unterschiedlichen
Erfahrungen in ihrem Kampf gegen patriarchale militarisierte Politiken,
diskutieren die verschiedenen Bedeutungen von Sicherheit und die Bedingungen
für marginalisierte Gruppen, sich sicher zu fühlen, und erkunden verbindende
Projekte für eine tatsächliche Sicherheit.



FRIEDENSZEITUNG
DIE FRIEDENSPOLITISCHE ZEITSCHRIFT

FRIEDENSZEITUNG
 NR. 39 DEZEMBER 2021

1 Die kontaminierten Bührle-Bilder im Kunsthaus Zürich 
5 Sicherheitsrat: Welche Ambitionen hat der Bundesrat?
6  Äthiopien: Ab wann ist der Bürgerkrieg Völkermord?
10  Bührle: Die versteckte Aufrüstung Deutschlands

18  Arktis: Warmes Klima, Kalter Krieg
22  Überprüfungskonferenz des Atomsperrvertrags
26 Gertrud Kurz: Empathie als Subversion
31 Rezension: An der Peripherie des Holocaust
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Der Zürcher Bührle-Skandal: Geschichte und Aktualität

Wie Emil Georg Bührle zu seiner 
Zürcher Kunstsammlung kam
Anfang Oktober 2021 wurde der Chip-
perfield-Annexbau des Zürcher Kunst-
hauses mit der grossen Impressionis-
ten-Sammlung von Waffenhändler Emil 
Georg Bührle im Zentrum eröffnet. Wir 
dokumentieren, wie dieser zum einst 
reichsten Schweizer wurde und zu sei-
nen umstrittenen Kunstwerken kam 
(siehe den Schwerpunkt auf Seite 10). 
Nachfolgend kommentiert der Histo-
riker Jakob Tanner, Mitglied der einsti-
gen Unabhängigen Expertenkommis-
sion Schweiz – Zweiter Weltkrieg (UEK), 
die neu aufgeflammte Auseinanderset-
zung um das Bührle-Erbe und den Um-
gang der Schweiz mit Raubgut.  

/ Jakob Tanner /

«Zürich hat sich nicht eine Gewehrpa­
trone, sondern eine Kanonenkugel in 
den Fuss geschossen»: So kommen­
tiert das Westschweizer Wirtschafts­
magazin bilan den Bührle­Skandal in 
Zürich. Tatsächlich endete die Kom­
munikationsstrategie von Stadt und 
Kanton Zürich mit einem Fiasko. Als 
im August 2018 eine Studie zur Ge­
schichte des «Kanonenkönigs» Emil 
Georg Bührle und seiner Kunstkäu­
fe in Auftrag gegeben wurde, hiess 
es noch, die Limmatstadt wolle «ein 
international vorbildhaftes Projekt 
zum Umgang mit einer politisch ‹be­

lasteten› Kunstsammlung (...) präsentie­
ren» (Zitat aus dem Projektauftrag). Das 
urbane Standortmarketing hatte vor, die 
Limmatstadt mit einer hochkarätigen 
Sammlung in die globale Spitzenliga der 
Museen zu katapultieren, wurde jedoch 
in flagranti von der düsteren Geschichte 
Bührles eingeholt.

Auch in der Wirtschaftsmetropole 
der Schweiz kommt Hochmut vor dem 
Fall. Und Überheblichkeit steigert die 
Fallhöhe. Sie führt zu falscher Selbstsi­
cherheit und geistiger Lethargie. Jeden­
falls schrieb Simon Erlanger Mitte Okto­
ber 2021 in tachles: «Offenbar hat man 
in Zürich den Moment in den neunziger 

Jahren verschlafen, als die Bergier­Kom­
mission an die Aufarbeitung der Ge­
schichte der Schweiz im Zweiten Welt­
krieg ging.»

Zwischen Antifaschismus und engen 
Beziehungen zum Nazi-Regime 
Zürich unterhielt nach 1933 sowohl wirt­
schaftlich­finanziell wie kulturell beson­
ders starke Verbindungen mit dem «Drit­
ten Reich». In der einen Richtung flohen 
Schriftstellerinnen, Schauspieler und an­
dere Kulturschaffende vor den National­
sozialisten und fanden im Zürcher «Emi­
granten­Juden­Marxisten­Theater», wie 
es von den rechtsextremen Fronten be­

zeichnet wurde, eine neue Wirkungs­
stätte von alsbald europaweiter Aus­
strahlung. In der anderen Richtung 
waren die geschäftlichen und perso­
nellen Beziehungen zum NS­Regime 
sehr eng und nach Kriegsausbruch 
explodierten die – durch die «Clea­
rings­Milliarde» des Bundes mitfi­
nanzierten – Waffenexporte. Emil G. 
Bührle war alsbald der reichste Mann 
der Schweiz. 

Die Erinnerung an die antifa­
schistische Pfauenbühne fand in Zü­
rich immer mehr Anklang als jene 
an die Oerlikoner Werkzeugmaschi­
nenfabrik und an ihren in rechtsex­
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6 Ukraine-Krieg: Was kann die UNO machen?
11 Widerstand in Russland gegen Putins Krieg
15  Keine Neutralität gegenüber dem Aggressor
16  SVP-Amoklauf gegen die Sicherheitsratskandidatur

18  Vor der Wahl der Schweiz in den Sicherheitsrat
20  Ein Jahr nach dem Putsch: Alpträume aus Myanmar
24 40 Jahre Frauenhäuser, 40 Jahre Schutz vor Gewalt
30 Es kann wieder beginnen: Veranstaltungskalender
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Eskalation des Krieges Moskaus gegen die ukrainische «Brudernation»

Putin droht mit
Atomwaffeneinsatz

Alarmierung der russischen Atom-
streitkräfte, unverhohlene Drohung 
Putins mit deren Einsatz, Beschuss des 
grössten AKW in der Ukraine: Der am 
24. Fe bruar 2022 nach monatelangem 
Aufmarsch an der Grenze mit Raketen-
bombardierungen begonnene und mit 
Truppenbewegungen fortgesetzte An-
griff russischer Militärs auf die Städte 
der Ukraine ist eine Woche 
später – zum Zeitpunkt des 
Redaktionsschlusses dieser 
FRIEDENSZEITUNG – in einem 
unvorstellbaren Ausmass es-
kaliert.

/ Peter Weishaupt /

Trotz verzweifelter Gegen-
wehr der Ukraine gegen die 
vormarschierenden Panzerko-
lonnen im Donbas und gegen 
die Hauptstadt Kiew mit Aus-
sicht auf Häuserkämpfe in 
den Metropolen ist eine totale 
Okkupation des Landes durch 
seine «brüderlichen Nach-
barn» wohl nicht abzuwenden. 
Die USA und die EU haben 
zwar eine Reihe von interna-
tionalen Sanktionen gegen die 
russische Wirtschaft beschlos-

sen in der Hoffnung, diese könnten 
Putin möglicherweise beeindrucken, 
haben einen militärischen Beistand der 
Ukraine seit dem Beginn des russischen 
Truppenaufmarsches an der Grenze vor 
mehr als drei Monaten aber von Anfang 
an ausgeschlossen und damit bisher eine 
offene Konfrontation der Nato mit den 
Invasionstruppen vermieden.

Der bescheidene Versuch, mit Sanktio-
nen Putin von einem Angriff abzuhalten, 
wurde dabei von unserem Land mit sei-
ner bedeutenden Rolle als Finanz- und 
Rohstoffhandelsplatz beinahe torpe-
diert. Es brauchte vielfältigen tagelangen 
Druck, um den Bundesrat davon abzu-
halten, nur gerade Umgehungsmass-
nahmen der Sanktionen zu unterbinden. 

Eine angebliche Vermittlungs-
rolle zu gewährleisten und 
die sakrosankte Neutralitäts-
ideologie aufrechtzuerhalten, 
diente als bedenklicher Vor-
wand dafür. Wir befassen uns 
im Editorial und in weiteren 
Beiträgen damit.

Es gab von Anfang an in 
Russland einen ungemein 
riskanten Widerstand gegen 
den Krieg der Führung, eine 
erste Erklärung russischer 
FriedensaktivistInnen und 
einen Ausschnitt des landes-
weiten Protestes dokumen-
tieren wir ab Seite 12. Doch 
obwohl wir die Herausgabe 
dieser FRIEDENSZEITUNG um 
eine Woche verschoben ha-
ben, wird sie erst Mitte März 
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